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I. Einleitung 
 

Was bedeuten die von Zeit zu Zeit aufflammenden und von interessierter Seite immer wieder 

angeheizten Debatten um das so genannte „Sexkaufverbot“? Ist in Deutschland demnächst 

mit einer strafrechtlichen Umerziehung von Männern zu rechnen, die sexuelle 

Dienstleistungen in Anspruch nehmen? Steht das ‚Schwedische Modell‘ vor der Tür? Und 

wäre es überhaupt ein ‚Modell‘ für Deutschland? 

 

So genannte ‚radikale Feministen‘ setzen in verdächtigem Schulterschluss mit Kirche, Polizei 

und politisch Konservativen auf eine Wiederbelebung des Moralstrafrechts alten Stils. Nichts 

anderes verbirgt sich hinter der Forderung nach einer Kriminalisierung von 

Prostitutionskunden, dem Kernelement des so genannten ‚Schwedischen Modells‘. Unter 

dem modischen Label ‚Geschlechtergerechtigkeit‘ ist man bemüht, alten Wein in neue 

Schläuche zu füllen. Denn eine Kriminalisierung von Prostitutionskunden ist ein 

Prostitutionsverbot durch die Hintertür. Der pseudo- feministische Anstrich, wonach die in der 

Prostitution tätigen Frauen dabei ungeschoren davonkommen und die Kriminalisierung nur 

Männer beträfe, ist plumper Dummenfang, um das klassische Prostitutionsverbot wieder 

salonfähig zu machen. 

 

Mit dem ‚Schwedischen Modell‘ soll eine moralische Reißleine gezogen werden: Der schon 

seit Jahrhunderten exklusiv für Frauen geltende moralische Imperativ eines Verzichts auf 

genussvollen ‚Sex ohne Liebe‘ soll nun per Gesetz auch auf Männer übertragen werden. Als 

‚radikale Feministen‘ auftretenden Frauen obliegt die undankbare Aufgabe, diese Rolle 

rückwärts als notwendigen Schritt hin zu mehr ‚Geschlechtergerechtigkeit‘ zu verkaufen. 

Doch das ist billige Sprachmanipulation und dient nur zur Verschleierung der tatsächlichen 

Motive. Der Rückgriff auf solche Manipulationstechniken verdeutlicht, wie wenig selbst die 

Befürworter/innen des ‚Schwedischen Modells‘ - trotz Einführung des Sexkaufverbots in 

einigen europäischen Ländern – von der Umsetzbarkeit ihres Vorhabens überzeugt sind. 

 

Man sollte sich nicht blenden lassen: Die Forderung nach einem Prostitutionsverbot über den 

Umweg der Freierkriminalisierung ist eine wenig aussichtsreiche Zukunftsvision ewig 

Gestriger. Die öffentliche Debatte in Feuilletons, Talkshows und evangelisch-katholischen 

Akademien wird damit vollgemüllt. Doch in Wirklichkeit geht es den Abolitionisten gar nicht 

um vage Zukunftsszenarien, sondern um ganz konkrete Ziele im Hier und Jetzt:  

 

Sie wollen die Anhebung des Mindestalters bei Prostitution auf 21 Jahre, die möglichst 

lückenlose Totalüberwachung sämtlicher Sexarbeiter/innen hier und heute, die Anzettelung 

von Kampagnen für die Schließung von Bordellen (‚Rotlicht-aus‘), die Schaffung eines 

permanenten Klimas der Denunziation und Verdächtigung gegenüber Menschen im 

Prostitutionsgewerbe, die Ausweitung und Intensivierung von Polizeikontrollen bei 

Prostitution, die Darstellung migrantischer Sexarbeiter/innen als geistig minderbemittelte 

‚Opfer von Menschenhandel‘ und nicht zuletzt die Ausweitung der staatlichen Finanzierung 

ihrer eigenen Anti-Prostitutionsaktivitäten.  

 

Wenn Debatten um das so genannte ‚Sexkaufverbot‘ den öffentlichen Diskurs bestimmen, ist 

das für Abolitionisten schon der eigentliche Erfolg. Denn so gelingt es ihnen, vom 

eigentlichen Skandal der nach wie vor bestehenden Diskriminierung durch strafrechtliche 

Reglementierung und alltäglich erfolgende Repression im Rahmen des 

Prostituiertenschutzgesetzes abzulenken.  
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Es ist kein Zufall, dass wolkige Debatten um die generelle Abschaffung von Prostitution 

immer dann aufflammen, wenn die Bundesregierung entweder eine politische Schweinerei 

plant – wie zur Zeit der Schwarzer-Debatte 2013/2014 – oder wenn wie heute die 

Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes alles andere als rund läuft.  

 

Doña Carmen e.V. plädiert dafür, prostitutionspolitische Interventionen nicht im Panikmodus 

zu betreiben. Es besteht keine Veranlassung, auf jeden Furz von selbst ernannten 

Abolitionisten reagieren zu müssen.  

 

Im Übrigen gilt: Die beste und effektivste Art, den Befürworter/innen des ‚Schwedischen 

Modells‘ entgegenzutreten, ist und bleibt der konsequente Kampf gegen das geltende 

Prostituiertenschutzgesetz. Davon sollte kein Millimeter abgewichen werden. 

 
 

II. Schlimmer geht immer:  

    Abgehalfterte SPD-Politiker auf Werbefeldzug für das ‚Schwedische Modell‘ 
 

Aktueller Auslöser der Debatten um ein mögliches Sexkaufverbot in Deutschland war die 

Positionierung von SPD-Politiker/innen aus Baden-Württemberg und Bayern für das 

„nordische Modell“. Das Prostituiertenschutzgesetz ist noch nicht umgesetzt, geschweige 

denn evaluiert – da jagen einige auf mediale Aufmerksamkeit erpichte SPD-Politiker/innen 

schon die nächste prostitutionspolitische Sau durchs Dorf.  

 

Im Februar 2019 sprach sich der SPD-Landesvorstand Baden-Württemberg für das 

„Nordische Modell“ der Prostitutionsbekämpfung aus. Man sollte wissen: Dieses für die 

politische Kultur in unserem Land so überaus wichtige Gremium besteht aus gerade mal 7 

Personen, darunter immerhin 3 Frauen. Dass diese Positionierung ausgerechnet in Baden-

Württemberg erfolgte, kann nicht sonderlich verwundern. Schließlich hat sich die 

Mitgliederzahl der SPD im Südwesten mit 36.000 nahezu halbiert – verglichen mit der Zahl 

von 66.000 Mitgliedern im Jahre 1990. Erreichte man 1992 bei den Landtagswahlen noch 

29,4 %, so reichte es 2016 gerade mal für schlappe 12,7 % der Wählerstimmen. 

 

Angesichts solcher Entwicklungen steht den verantwortlichen SPD-Politiker/innen die 

Verzweiflung und politische Orientierungslosigkeit auf die Stirn geschrieben. Niemand 

erwartet von ihnen ernsthaft Impulse für eine perspektivische gesellschaftspolitische 

Debatte. Folglich äußern sie sich ungefragt zu allem, wovon sie nun wirklich nicht viel 

verstehen. Beispielsweise zum Umgang mit Sexarbeiter/innen und ihren Kunden.  

 

Krampfhaft versucht man, sich „neu zu erfinden“ – wenn nötig, gerne auch auf Kosten von 

Sexarbeiter/innen. Hauptsache schrill, wenn es denn nur der eigenen „Profilierung“ dient. 

Bereits 2017 hatte sich die evangelische Landessynode Württemberg – ein Gremium von 

immerhin 98 Christen - für das „Schwedische Modell“ ausgesprochen. Denen rennt man jetzt 

nach.   

 

Seit Längerem schon votiert die im Anti-Prostitutionsverein Sisters aktive SPD-Politikerin 

Leni Breymaier für das ‚Nordische Modell‘. Bis November 2018 war sie SPD-Vorsitzende in 

Baden-Württemberg, erlangte aber in einer parteiinternen Abstimmung von rund 19.000 

SPDlern gegenüber ihrem Herausforderer und Konkurrenten nur magere 39 Stimmen 

Vorsprung und warf das Handtuch. Mangels „breiter Mehrheit“ wollte sie sich fortan auf ihr 

Berliner Bundestagsmandat konzentrieren, das sie seit 2017 innehat. 

 



4 
 

Mehr Zeit also für ihre Aktivitäten gegen Prostitution. Als Beiratsmitglied der evangelischen 

Akademie Bad Boll ist sie dazu prädestiniert, war diese evangelische Akademie doch schon 

in früheren Jahrzehnten eine christliche Kaderschiede der Abolitionisten.  

 

 

III. Kommt jetzt die „Kehrtwende“? 
 

Als Frau Breymaier auf die Idee verfiel und im Juni 2019 ankündigte, im Bundestag eine 

„fraktionsübergreifende Initiative“ für ein Sexkaufverbot nach dem ‚Nordischen Modell‘ ins 

Leben zu rufen, berichtete die ‚taz‘ sogleich im Stile einer Sensationsberichterstattung:  

 

 „Die Koalition unter Schröder hat Prostitution in Deutschland liberalisiert. Jetzt 

 drängen führende Sozialdemokratinnen auf eine Kehrtwende… Die SPD könnte die 

 erste Partei Deutschlands werden, die ein Sexkaufverbot nach dem nordischen 

 Modell in ihr Parteiprogramm aufnimmt. Prominente Sozialdemokratinnen sprechen 

 sich dafür aus.“1  

 

Bei den von der taz benannten „prominenten Sozialdemokraten“ handelt es sich um 

immerhin 2 (in Worten: zwei) Personen, die beide den Zenit ihrer politischen Karriere längst 

überschritten haben.  

 

Neben Frau Breymaier war dies die 76-jährige ehemalige Bundesjustizministerin Herta 

Däubler-Gmelin. Auch Frau Däubler-Gmelin pflegte stets ein enges Verhältnis zu den 

christlichen Kirchen, was ihrer politischen Karriere sicherlich nicht abträglich war. Sie war 

nicht nur Mitglied der Kammer für Sozialordnung der Evangelischen Kirche Deutschlands 

(EKD) und Kirchenbeauftragte der SPD, sondern unterrichtet noch heute als Gastprofessorin 

am Lehrstuhl für Systematische Theologie des Instituts für katholische Theologie an der 

RWTH Aachen. "Ich halte ein an die Verkündigung gebundenes Wächteramt der Kirchen, 

das die staatlichen und gesellschaftlichen Sicherungen anerkennt und nicht ersetzen will, 

auch heute für sinnvoll und nötig", erklärte sie im März 2012 in der evangelischen Akademie 

Bad Boll.2 

 

Es scheint diese Orientierung an den christlichen Grundwerten der „Verkündigung“, die Frau 

Däubler-Gmelin dafür qualifiziert, für ein Prostitutionsverbot nach dem ‚Nordischen Modell‘ 

einzutreten. 

 

Ebenfalls für ein Sexkaufverbot ausgesprochen haben sich – so erfuhr man aus der ‚taz‘ - 

die Landesverbände Baden-Württemberg und Bayern der Arbeitsgemeinschaften 

sozialdemokratischer Frauen (AsF). Ein Sexkaufverbot fordert auch die in der katholischen 

bayerischen Landjugend sozialisierte, mittlerweile evangelische SPD-Frau Maria Noichl, die 

seit kurzem AsF-Bundesvorsitzende ist.  

 

                                                           
1 SPD-Frauen wollen Sexkaufverbot, taz, 12.06.2019, https://taz.de/Forderung-nach-nordischem-
Modell/!5601153/ 
2  Vgl. https://www.ev-akademie-boll.de/nc/aktuell/artikel/stellungnahmen-der-kirchen-sinnvoll-und-

hilfreich.html 

 
 

http://www.taz.de/Prostitutionsgesetz-in-Schweden/!5046429/
http://www.taz.de/Prostitutionsgesetz-in-Schweden/!5046429/
https://de.wikipedia.org/wiki/Systematische_Theologie
https://de.wikipedia.org/wiki/RWTH_Aachen
https://taz.de/Forderung-nach-nordischem-Modell/!5601153/
https://taz.de/Forderung-nach-nordischem-Modell/!5601153/
https://www.ev-akademie-boll.de/nc/aktuell/artikel/stellungnahmen-der-kirchen-sinnvoll-und-hilfreich.html
https://www.ev-akademie-boll.de/nc/aktuell/artikel/stellungnahmen-der-kirchen-sinnvoll-und-hilfreich.html
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 „Sollte sich diese Positionsbestimmung innerhalb der AsF durchsetzen, wäre sie ein 

 Paradigmenwechsel für die sozialdemokratischen Frauen“, orakelte die taz.3 

 

Auch in Bayern haben die Sozialdemokraten derzeit gute Gründe, mit schrillen rechten 

Positionen auf sich aufmerksam zu machen. Denn dort befindet sich die SPD momentan im 

freien Fall, nachdem sie bei den Landtagswahlen 2018 ganze 9,7 % der Stimmen bekam. 

1994 waren es noch 30 %. Während die bayerische SPD 1990 noch 116.000 Mitglieder 

zählte, sind es gegenwärtig nur noch 62.000. 

 

Es ist offenkundig: Das Führungspersonal der SPD ist durch den Wind. Ein Großteil der 

Bevölkerung hat von den Spitzenpolitikern der deutschen Sozialdemokratie die Nase voll. 

Kaum jemand hält sie noch für Vertreter der „kleinen Leute“. Sozialdemokratischen Politikern 

ist vor diesem Hintergrund alles zuzutrauen.  

 

Man denke nur an Manuela Schwesig (SPD) und das von ihr verantwortete 

Prostituiertenschutzgesetz.4 Die damit eingeführte Registrierung von Sexarbeiter/innen und 

deren Verpflichtung zum Mitführen von Hurenpässen zeigen, dass SPD-Spitzenpolitiker nicht 

davor zurückschrecken, selbst solche Maßnahmen mitzutragen, mit denen zuletzt die Nazis 

gegen Sexarbeiter/innen vorgingen. Zweifellos: Wer es mit einer solchen SPD-Führung zu 

tun hat, braucht die AFD nicht länger zu fürchten – und viele wählen sie auch gleich. So 

geschieht’s.5  

 

 

IV. „You are welcome“: Mainstream-Medien bieten Abolitionisten ein Forum  
 

Im Juli 2019 erfuhr man schließlich aus dem SPIEGEL, dass SPD-Frau Breymaier endlich 

„Bewegung in die Debatte bringt“ und auch gleich einen „Vorstoß gewagt“ hat. Zu lesen war 

dort: 

 „Vor wenigen Tagen hat sie mit einem CDU-Kollegen einen fraktionsübergreifenden 

 Parlamentskreis mit dem Namen "Prostitution überwinden" gegründet.“6 

 

                                                           
3 SPD-Frauen wollen Sexkaufverbot, taz, 12.06.2019, https://taz.de/Forderung-nach-nordischem-
Modell/!5601153/ 
4 Auch Schwesig hat es mit der Religion: „Die stellv. SPD-Bundesvorsitzende Manuela Schwesig beginnt ihren 
Tag mit einem Morgengebet. Das berichtet die Sozialministerin von Mecklenburg-Vorpommern in einem am 7. 
April veröffentlichten Interview mit dem „Hamburger Abendblatt“. Bei ihrem Morgengebet spiele auch ihre 
Arbeit und die damit verbundenen Begegnungen eine Rolle.“ vgl. 
https://charismatismus.wordpress.com/2012/04/09/spd-vize-manuela-schwesig-lies-sich-taufen-und-betet-
regelmasig/ 
5 Die WELT berichtete kürzlich von einem Auftritt der Ex-Prostituierten Sandra Norak im Landtag NRW. Die von 

der WELT als „Frauenrechtlerin“ titulierte Norak tritt für ein ‚Sexkaufverbot‘ nach schwedischem Vorbild ein 
und warnte im Landtag NRW vor Loverboys. „Bei den Parteien stößt sie damit – von der AfD abgesehen – auf 
wenig Sympathie“, berichtete die WELT. Weiter hieß es: „Uneingeschränkt stellte sich übrigens allein die AfD 
hinter Norak. Fraktionschef Markus Wagner sagte, Norak habe „mit ihren Analysen und Forderungen absolut 
recht“… Hierzulande vertritt also einzig die AfD eine Position, die in der europäischen Linken fast 
mehrheitsfähig ist. Wem sollte das zu denken geben?“ fragte die WELT. Sind hier vielleicht die nächsten 
Bündnispartner der SPD? vgl.: https://www.welt.de/regionales/nrw/article197531809/Vergewaltigt-
traumatisiert-entwuerdigt.html 
6 SPD-Politikerinnen wollen Verbot von Sexerwerb nach schwedischem Vorbild, DER SPIEGEL, 7.7.2019, vgl. 

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/prostitution-frauen-in-der-spd-diskutieren-ueber-sexkaufverbot-

a-1275588.html 
 

https://taz.de/Forderung-nach-nordischem-Modell/!5601153/
https://taz.de/Forderung-nach-nordischem-Modell/!5601153/
https://charismatismus.wordpress.com/2012/04/09/spd-vize-manuela-schwesig-lies-sich-taufen-und-betet-regelmasig/
https://charismatismus.wordpress.com/2012/04/09/spd-vize-manuela-schwesig-lies-sich-taufen-und-betet-regelmasig/
https://www.welt.de/regionales/nrw/article197531809/Vergewaltigt-traumatisiert-entwuerdigt.html
https://www.welt.de/regionales/nrw/article197531809/Vergewaltigt-traumatisiert-entwuerdigt.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/prostitution-frauen-in-der-spd-diskutieren-ueber-sexkaufverbot-a-1275588.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/prostitution-frauen-in-der-spd-diskutieren-ueber-sexkaufverbot-a-1275588.html
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Große Überraschung: Treffen sich zwei Bundestagsabgeordnete von SPD und CDU und 

wollen die Prostitution abschaffen. Wenn das mal keine Meldung wert ist.  

 

Unerwähnt ließ der SPIEGEL den Namen des CDU-Kollegen, mit dem Breymaier den 

fraktionsübergreifenden Arbeitskreis aus der Taufe hob: Es war der CDU-Abgeordnete Frank 

Heinrich. Heinrich ist Pastor, Offizier der Heilsarmee sowie Mitglied der evangelischen 

Allianz, einem international agierenden Netzwerk evangelikaler Christen. Man sieht: Frau 

Breymaier schreckt vor gar nichts zurück und SPD-Politikern ist alles zuzutrauen. Erst 

kürzlich erklärte etwa die Europäische Evangelische Allianz,  

 

 „dass nur eine monogame Ehe zwischen Mann und Frau ‚Teil der 

 Schöpfungsordnung  Gottes‘ sei und dass es für Evangelikale keine Option sei, ‚sich 

 von Gottes Plan für das Familienleben zu entfernen‘“.7  

 

Natürlich sprach man sich auch gegen gleichgeschlechtliche Ehen und gegen das 

Adoptionsrecht gleichgeschlechtlicher Partnerschaften aus. Die Ablehnung der Prostitution 

versteht sich vor diesem Hintergrund von selbst. 

 

Anhand manipulativer Fragestellungen, deren Antworten von vornherein feststehen, wurde 

das Thema „Sexkaufverbot“ vom SPIEGEL im Juli 2019 interessiert hochgezogen: 

 
 „Im Kern geht es bei der Debatte um zwei Fragen: Gibt Prostitution Männern das 
 Recht, Sex zu kaufen und würdigt dadurch die Frauen herab? Oder ist Prostitution 
 eine Arbeit, die ebenso zu behandeln ist wie die Tätigkeiten anderer 
 Berufsgruppen?“8 
 

Laber Rhabarber. AsF-Bundesvorsitzende Maria Noichl kommt natürlich auch zu Wort und 

erhält eine Bühne für ihr Verlangen nach genereller Freierbestrafung. Begründung für diese 

Forderung: Nicht etwa die stets beschworene ‚sexuelle Gewalt‘ in der Prostitution, nicht etwa 

der so genannte „Menschenhandel“ mit Sexarbeiter/innen, sondern bereits der von 

erwachsenen Frauen einvernehmlich ausgehandelte Kauf und Verkauf sexueller 

Dienstleistungen jenseits von Zwang und Gewalt gilt ihr als verabscheuungswürdige 

„Menschenrechtsverletzung“. Dem SPIEGEL gegenüber erklärte Frau Noichl:  

 

 „Wenn eine Gesellschaft entscheide, dass Frauenkörper nicht als Objekt zur 

 Befriedigung von Männern da seien, dann sende das ein Signal.“9 

 

Offensichtlich kann Frau Noichl sich den Kauf und Verkauf sexueller Dienstleistungen nur so 

vorstellen, dass Sexarbeiter/innen sich dabei zum „Objekt“ machen. Frauenkörper nur als 

„Objekt der Befriedigung von Männern“? Könnte man nicht Gleiches auch über den Sex in 

der Ehe sagen? Warum soll die Befriedigung von Männern dort erlaubt, im Sexgewerbe aber 

strafbar sein?  

 

Als Subjekt, das im Vollbesitz seiner geistigen Kräfte handelt und verhandelt, kommen 

Sexarbeiter/innen den Befürworterinnen eines Sexkaufverbots gar nicht erst in den Sinn. Für 

                                                           
7 Nur die Ehe zwischen Mann und Frau entspricht Gottes Schöpfungsordnung, 19.03.2019, in: 

https://www.idea.de/glaube/detail/nur-die-ehe-zwischen-mann-und-frau-entspricht-gottes-

schoepfungsordnung-108527.html; https://www.ead.de/2019/19032019-europaeische-evangelische-allianz-

veroeffentlicht-papier-zur-lgbt-debatte/ 
8 vgl, DER SPIEGEL, 7.7.2019 
9 ebenda 

https://www.idea.de/glaube/detail/nur-die-ehe-zwischen-mann-und-frau-entspricht-gottes-schoepfungsordnung-108527.html
https://www.idea.de/glaube/detail/nur-die-ehe-zwischen-mann-und-frau-entspricht-gottes-schoepfungsordnung-108527.html
https://www.ead.de/2019/19032019-europaeische-evangelische-allianz-veroeffentlicht-papier-zur-lgbt-debatte/
https://www.ead.de/2019/19032019-europaeische-evangelische-allianz-veroeffentlicht-papier-zur-lgbt-debatte/
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eine derartige Verobjektifizierung von Sexarbeiter/innen bleibt man empirische Belege 

schuldig. Stattdessen ist man mit Mutmaßungen zur Stelle, die psychoanalytisch auf eine 

zwanghafte Abwehr sexueller Fantasien und Obsessionen schließen lassen, wenn etwa Frau 

Noichl gegenüber der taz erklärt:  

 

 „Am Tag von 30 Männern penetriert zu werden, mag für eine sehr kleine Gruppe die 

 Erfüllung sein“ – aber dem wolle sie mit dem Sexkaufverbot einen Riegel 

 vorschieben.“10 

 

Es ist keineswegs aus der Luft gegriffen, Anhängerinnen des Sexkaufverbots ein christlich 

motiviertes, sexualfeindlich Weltbild zu attestieren, das regelmäßig mit ihnen durchgeht. Ein 

solch sexualfeindliches Gehabe stellte erst kürzlich die Psychotherapeutin und bekennende 

Abolitionistin Dr. Ingeborg Kraus zur Schau, als sie erklärte:  

 

 „Die Vagina ist kein Spielzeug für Männer."11  

 

Mit anderen Worten: Spaß beiseite und Schluss mit lustig. Die Frau als Gebärmaschine – 

das scheint wieder angesagt. Den meist verhärmt daherkommenden Vertreterinnen des 

Sexkaufverbots steht die christlich inspirierte Sexualfeindschaft nicht nur ins Gesicht 

geschrieben. Sie wollen sie auch gesetzlich mittels einer Kriminalisierung von 

Prostitutionskunden moralisch für allgemein verbindlich erklären.  

 

Die CDU/CSU, der diese Debatten in die Hände spielen, wartete zunächst ab und startete 

dann im September 2019 einen ersten Testballon. In einer Pressemitteilung vom 9. 

September 2019 mit der Überschrift „Menschenhandel effektiv bekämpfen“ bezogen sich der 

aus Baden-Württemberg stammende stellvertretende Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion, der Katholik Thorsten Frei, und die ebenfalls katholische rechts- und 

verbraucherpolitische Sprecherin der Fraktion, Frau Elisabeth Winkelmeier-Becker aus 

NRW, auf „Überlegungen aus der SPD-Fraktion“, und erklärten ihren Willen, „auch in 

Deutschland das ‚Nordische Modell‘ zu übernehmen“.12 

 

Nur wenige Tage später, am 13.09.2019, machte Bundesjustizministerin Lambrecht (SPD) 

dem ganzen Spuk vorerst ein Ende: 

 

 „Bundesjustizministerin Christine Lambrecht (SPD) will Freier nicht generell bestrafen 

 und lehnt deshalb die zuletzt von Unionspolitikern geforderte Einführung des 

 “nordischen Modells” bei Prostitution ab.“13 

 

Doch den SPD-Politiker Karl Lauterbach, der sich im Rahmen eines bundesweiten SPD-

Vorsitzenden-Castings im Team mit Nina Scheer (beide konfessionslos) als neuer SPD-

Vorsitzender bewirbt, hinderte dies nicht daran, die Forderung nach einem ‚Sexkaufverbot‘ 

erneut zu erheben und zum Zwecke der Konkurrenz um den SPD-Parteivorsitz populistisch 

für sich zu instrumentalisieren. Gegenüber dem ‚Kölner Stadtanzeiger‘ erklärte Lauterbach: 

  

                                                           
10 Vgl. taz, 12.06.2019 
11 Vgl. https://www.bento.de/gefuehle/prostitution-was-sexarbeit-anrichten-kann-a-00000000-0003-0001-
0000-000002034187 
12 https://www.cducsu.de/presse/pressemitteilungen/menschenhandel-effektiv-bekaempfen 
13 https://www.ad-hoc-news.de/sonstige/bundesjustizministerin-christine-lambrecht-spd-will-freier-
nicht/59361474 

https://www.bento.de/gefuehle/prostitution-was-sexarbeit-anrichten-kann-a-00000000-0003-0001-0000-000002034187
https://www.bento.de/gefuehle/prostitution-was-sexarbeit-anrichten-kann-a-00000000-0003-0001-0000-000002034187
https://www.cducsu.de/presse/pressemitteilungen/menschenhandel-effektiv-bekaempfen
https://www.ad-hoc-news.de/sonstige/bundesjustizministerin-christine-lambrecht-spd-will-freier-nicht/59361474
https://www.ad-hoc-news.de/sonstige/bundesjustizministerin-christine-lambrecht-spd-will-freier-nicht/59361474
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 „Wir können nicht einerseits Frauenrechte einfordern und andererseits 
 Zwangsprostitution per Gesetz legalisieren. Das geschieht aktuell aber.“14  
 
Gegenwärtig ist der rechtliche Umgang mit so genannter „Zwangsprostitution“ in § 232a 
StGB geregelt. Die Regelung unterstellt, dass ‚Zwangsprostitution‘ nicht zu verwechseln ist 
mit Prostitution, die auf legalem Wege und freiwillig erfolgen kann. Lauterbachs Behauptung 
hingegen, ‚Zwangsprostitution‘ sei in Deutschland „per Gesetz legalisiert“ ist 
abolitionistischer Neusprech und unterstellt, dass Prostitution nie und unter keinen 
Umständen freiwillig erfolgen könne, also per se Zwang sei. Bloße Behauptungen und 
Mutmaßungen ersetzen das Hinschauen und ein empirisch unterfüttertes Herangehen an 
solche Fragen. Darin manifestiert sich die abgrundtiefe Verkommenheit, aber auch der 
wohlverdiente Niedergang der deutschen Sozialdemokratie. 
 

Im Oktober 2019 wird der von Breymaier angestoßene fraktionsübergreifende 

parlamentarische Anti-Prostitutions-Arbeitskreis ein erstes größeres Treffen einberufen. 

Dessen ursprüngliche Bezeichnung „Prostitution überwinden“, das eigentliche und vorab 

feststehende Ziel, wurde nun abgeändert in das scheinbar neutralere „Prostitution – 

wohin?“15, um mehr Interessenten anzulocken.   

 

Auch wenn man die Solwodi-Nonnen, die Sisters, die Terre-des-Femmes und andere 

Abolitionisten-Sekten zusammen- und hinzuzählt, so ist die Zahl derer, die für das 

‚Sexkaufverbot‘ eintreten, zahlenmäßig überschaubar. Gleichwohl bleiben Sorgen und 

Fragen: Besteht aktuell die Gefahr einer baldigen Einführung des ‚Schwedischen Modells‘ in 

Deutschland? Oder ist das alles nur ein Sturm im Wasserglas?  

 

 

V. Warum eigentlich jetzt die Debatten um ein ‚Sexkaufverbot‘? 
 

Die allenthalben erfolgende Thematisierung des ‚Sexkaufverbots‘ ist sicherlich nicht darauf 

zurückzuführen, dass das 20-jährige Bestehen des ‚Schwedischen Modells‘ besondere 

Aufmerksamkeit genießt. Eine Befassung mit der Kriminalisierung von Prostitutionskunden 

erfolgt auch nicht deshalb, weil die Öffentlichkeit gespannt auf das Agieren von Frau 

Breymaier & Co. Blicken würde. Denn das ist weder sonderlich aufregend noch 

überzeugend. Auch das in christlichen Kreisen immer wieder spürbare Bedürfnis, durch 

Abgrenzung von Prostitution und Ablehnung von Sexarbeiter/innen sich stets aufs Neue 

innerlich aufzurichten und sich zu versichern, ein moralisch einwandfreier Mensch zu sein, 

verweist lediglich auf den subjektiven Mehrwert solcher Debatten für einige wenige und 

erklärt nichts. Warum also die ständig wiederkehrenden Debatten um das ‚Schwedische 

Modell‘?  

 

Der Grund und die objektive Funktion dieser Debatten liegen ganz woanders als in einem 

brennenden Interesse am so genannten ‚Sexkaufverbot‘. Die abstrakte Debatte um 

unterschiedliche Modelle der Regulierung bzw. Abschaffung von Prostitution hat zum 

jetzigen Zeitpunkt keine andere Funktion als die, vom Elend des 

Prostituiertenschutzgesetzes und seiner repressiven Umsetzung abzulenken.  

 

                                                           
14 Kölner Stadt-Anzeiger: Lauterbach für Verbot der Prostitution - "Freier bestrafen, Frauen nicht" 

https://www.presseportal.de/pm/66749/4384180 

 
15 Lauterbach fordert Prostitutionsverbot, 27.09.2019, in: https://www.pro-

medienmagazin.de/politik/2019/09/27/lauterbach-fordert-prostitutionsverbot/ 
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Mittlerweile hat sich herumgesprochen: Was die Registrierung von Prostituierten betrifft, so 

läuft die Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes alles andere als rund. Ein ganz 

erheblicher Anteil von Sexarbeiter/innen entzieht sich trotz Strafandrohung der Registrierung. 

Die tatsächliche Zahl zwangsregistrierter Prostituierter liegt nahezu überall weit unterhalb der 

Zahl der Prostituierten, von denen die damit befassten Behörden in den einzelnen Regionen 

und Kommunen erfahrungsgemäß ausgehen mussten. 

 

Zu diesem bundesweit zu beobachtenden Phänomen kommt ein weiteres: Unter den 

zwangsberatenen und zwangsregistrierten Sexarbeiter/innen konnten bislang so gut wie 

keine ‚Zwangsprostituierten‘ ausfindig gemacht werden! Dieses Faktum offenbart erneut den 

rein ideologischen Charakter der Rede von ‚Zwangsprostitution‘ und ‚Menschenhandel‘ im 

Bereich sexueller Dienstleistungen. All dies aber entlarvt erneut die Lüge vom angeblichen 

„Schutzcharakter“ des Prostituiertenschutzgesetzes. 

 

Die abstrakte Debatte um ein ‚Sexkaufverbot‘ kommt daher all jenen gelegen, die ein 

Interesse daran haben, von der mit Händen greifbaren Misere des Prostituierten-

schutzgesetzes und seiner dennoch erfolgenden Umsetzung abzulenken.  

 

Hinzu kommt, dass die Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes bereits jetzt mit einer 

flächendeckenden Schließung von Bordellen und mit größter Rechtsunsicherheit für 

weiterhin bestehende Etablissements einhergeht, die noch immer keine Konzession haben. 

Dieser Prozess erfolgt weitgehend geräuschlos, ohne dass die gesellschaftlichen Folgen 

kritisch diskutiert werden: Sexarbeit ohne reguläre Arbeitsplätze! 

 

Digitale Kommunikation und die Verabredung mit Kunden in Privatwohnungen, Hotels oder 

im Freien ist jetzt schon eine der vielen negativen Folgen der mit dem 

Prostituiertenschutzgesetz einhergehenden und beabsichtigten Zerstörung prostitutiver 

Infrastruktur.  

 

Dass Sonja Dolinsek eine solche Entwicklung nur als Folge der Einführung des ‚Nordischen 

Modells‘ glaubt erkennen und kritisieren zu müssen, ist bedenklich und kommt einer 

Verharmlosung der aktuellen Folgen des Prostituiertenschutzgesetzes gleich.16 All das 

passiert nicht etwa nur in Schweden oder in ferner Zukunft unter dem Regime eines 

‚Sexkaufverbots‘, sondern spielt sich bereits jetzt vor unseren Augen ab. 

 

Insofern ist das Prostituiertenschutzgesetz alles andere als ein Flop, sondern bittere Realität. 

Von diesem Skandal jedoch lässt sich mittels einer abstrakten Debatte ‚Pro-Contra-

Sexkaufverbot‘ bestens ablenken. Die Debatte hat für die tatsächlich Betroffenen im Übrigen 

gar keine wirkliche Bedeutung, sondern lediglich begrenzten Unterhaltungswert für ein 

gelangweiltes Publikum. Solche Debatten sind für den Boulevard, fürs Feuilleton, für die 

Talkshow und für evangelisch-katholische Akademien. Jede/r kann dabei mit einem 

Minimum an Sachkenntnis herumschwadronieren und seine Meinung zum Besten geben. 

 

                                                           
16 „Die Historikerin Sonja Dolinsek, die zu Prostitutionspolitik forscht, sagt, mit Einführung des nordischen 

Modells müssten ‚alle Bordelle in Deutschland geschlossen werden‘. Was mit den Sexarbeiterinnen passierte, 

wäre unklar. ‚Sie könnten nur noch in Einzelwohnungen, im Wald oder auf der Straße arbeiten – das trägt auf 

keinen Fall zur Sicherheit bei.‘“ Zit. nach: Sexarbeit „nur noch im Wald“, taz, 22.06.2019, 

https://taz.de/Verschaerfung-des-Prostitutionsrechts/!5604544/ 
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Bereits 2013/2014 hatte eine solche Debatte, nämlich die um den EMMA-Appell gegen 

Prostitution, eine ähnliche Funktion: Sie war bestens geeignet, vom Skandal der unmittelbar 

bevorstehenden Ausarbeitung des Prostituiertenschutzgesetzes und dessen repressiven 

Details abzulenken. Manche verbissen sich mit großem Eifer in Schwarzer und eine Handvoll 

Abolitionisten. Man hätte sich gewünscht, dass die Kritiker/innen von Frau Schwarzer mit 

gleichem Elan die Bundesregierung attackiert hätten. Aber dafür reichte es dann doch nicht. 

Die Ergebnisse dieser Entwicklung sind bekannt. 

 

VI. Zeitliche Perspektiven: Ein Sexkaufverbot steht in nächster Zeit nicht an 
 

Ist nun mit der Einführung des Sexkaufverbots in allernächster Zeit zu rechnen, sollten die 

Debatten anhalten? Zunächst ein Blick zurück. 

 

Das „Schwedische Modell“ wurde 2002, dem Jahr als das Prostitutionsgesetz in Kraft trat, in 

Schweden bereits drei Jahre lang praktiziert. Nichtsdestotrotz war es seinerzeit kein Modell 

für Deutschland, obwohl es in den Medien breit diskutiert wurde. 

 

Im Juni 2013 legte die damals aus CDU/CSU und FDP gebildete Bundesregierung einen 

„Gesetzentwurf zur Bekämpfung des Menschenhandels und Überwachung von 

Prostitutionsstätten“ vor. Das ‚Schwedische Modell‘ war zu diesem Zeitpunkt bereits 14 

Jahre in Kraft. Wurde es seinerzeit zu einem Modell für Deutschland? Nein, das war nicht 

der Fall. 

 

Genauso wenig war dies der Fall, als 2017 das Prostituiertenschutzgesetz in Kraft trat, 

obwohl das ‚Schwedische Modell‘ zu diesem Zeitpunkt bereits 18 Jahre bestand. 

 

Geht es mit Blick auf die nahe Zukunft nach dem Fahrplan der offiziellen Politik, so erfolgt als 

nächstes die Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes im Jahr 2025. Bis dahin sind es 

noch sechs Jahre. Eine neue Form der Regulierung von Prostitution, ganz zu schweigen von 

einer De-facto Abschaffung der Prostitution nach Maßgabe des ‚Schwedischen Modells‘, 

fiele keineswegs vom Himmel. Unter Berücksichtigung aller formalen Prozeduren und in 

Anbetracht der bisherigen prostitutionspolitischen Erfahrungen, würden dafür Jahre ins Land 

gehen. 

 

Dies sei zu bedenken: Zwischen dem Prostitutionsgesetz (2002) und dem nachfolgenden 

Prostituiertenschutzgesetzes (2017) lagen 15 Jahre. Das Prostituiertenschutzgesetz trat erst 

10 Jahre nach der Evaluation des Prostitutionsgesetzes (2007) an dessen Stelle. 

 

Mit einer Reglementierung von Prostitution nach Art des ‚Schwedischen Modells‘ wäre somit 

realistischerweise erst in zehn bis fünfzehn Jahren zu rechnen – vorausgesetzt, der 

Europäische Menschenrechtsgerichtshof in Straßburg trifft nicht vorher eine Entscheidung in 

der anhängigen Klage gegen die Bundesrepublik Deutschland bezüglich des 

Prostituiertenschutzgesetzes. Vor diesem Hintergrund besteht in Anbetracht anhaltender und 

von interessierter Seite befeuerter Debatten um das so genannte ‚Sexkaufverbot‘ weder 

Grund zu Defaitismus noch Anlass zu Aufgeregtheit und Panik. 

 

Und noch etwas sollte zu denken geben: Das Prostituiertenschutzgesetz ist ein von langer 

Hand geplantes, lupenreines Polizeigesetz. Seine Anfänge liegen in einem Gutachten für 

das BKA aus dem Jahre 1993, in dem erstmals die Wiedereinführung einer ‚Erlaubnispflicht 
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für Prostitutionsgewerbe‘ vorgeschlagen wurde.17 Das Gesetz hatte also eine Vorlaufzeit von 

fast einem Vierteljahrhundert.  

 

Es ist ein Polizeigesetz durch und durch, da sämtliche zentralen Elemente des Gesetzes – 

die Registrierung von Sexarbeiter/innen, die Einführung eines ständig mitzuführenden 

Ausweisdokuments (‚Hurenpass‘), die Einbeziehung der Wohnungsprostitution in die 

Erlaubnispflicht, die (schließlich nur abgeschwächt aufgenommene) Forderung nach einer 

21-Jahre-Mindestaltergrenze bei Prostitution etc. etc. – allesamt Forderungen des 

Polizeiapparates waren, die von der Politik umgesetzt wurden. 

 

Der Grund ist einsichtig: Die Polizei wusste aufgrund der jahrzehntelangen Überwachung am 

besten, wie und wo repressive Hebel effektiv anzusetzen sind. Es ist auch kein Zufall, dass 

in den Reihen des Polizeiapparats eine Politik der Drosselung des Angebots sexueller 

Dienstleistungen, nicht aber eine moralisch motivierte Politik der Kriminalisierung der 

Nachfrage favorisiert wurde. Warum sollte dies in nächster Zeit anders sein? 

 

Das Beispiel Prostituiertenschutzgesetz zeigt: In Deutschland wird Prostitutionspolitik immer 

noch von der Polizei gemacht. Trotz aufgeregter öffentlicher Debatten bleibt festzustellen: 

Keine Fachberatungsstelle, kein Prostituiertenverband, keine Gleichstellungs- oder 

Frauenbeauftragte hatte hierbei etwas zu melden. 

 

Mit hoher Wahrscheinlichkeit ist daher für die nahe Zukunft nichts anderes zu erwarten: 

Weder Prostitutionsgegnerinnen unter den kommunalen Gleichstellungsbeauftragten, weder 

katholische oder evangelikale Anti-Prostitutions-Fanatiker, weder ‚radikale Feministinnen‘ 

noch die abolitionistische Basisgruppe aus Wanne-Eickel werden absehbar der Polizei ins 

Handwerk pfuschen, selbst wenn die Affinität zur Polizei unter Abolitionisten unübersehbar 

ist. Doch eine solche Affinität gab und gibt es auch unter den Fachberatungsstellen. Was hat 

es genutzt? 

 

Man erinnere sich an das Gejammer aus Polizeikreisen, als es darum ging, wie man denn 

die Einhaltung der Kondompflicht am Ende überwachen solle. Da stellt sich doch die Frage: 

Wie will man in einem Land wie Deutschland am Ende die Einhaltung eines ‚Sexkaufverbots‘ 

überwachen, wenn Kauf und Verkauf sexueller Dienstleistungen bereits heute durch das 

Prostituiertenschutzgesetz in erheblichem Maße digitalisiert und in den Untergrund gedrängt 

werden? 

 

Auch wenn man natürlich nicht mit Bestimmtheit auszuschließen vermag, dass in 

Deutschland einmal das ‚Schwedische Modell‘ zur Anwendung kommt, so ist es doch 

relativ unwahrscheinlich. Auch die Positionierung des hiesigen Polizeiapparats zugunsten 

einer Bekämpfung des Angebots (Deutschland) anstatt einer Bekämpfung der Nachfrage 

nach sexuellen Dienstleistungen (Schweden) erfolgte nicht ohne Grund. Das ‚Schwedische 

Modell‘ heißt nicht umsonst ‚Nordisches Modell‘ und ist nicht rein zufällig in Schweden, 

Norwegen, Finnland, Island und Irland eingeführt worden. Was steckt dahinter? 

 

 

 

 

 

 

 

                                                           
17 Vgl. Doña Carmen (Hrsg.), Entrechtung durch Schutz, 2019, S. 192 
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VII. Kann das ‚Schwedische Modell‘ ein Modell für Deutschland sein? 
 

Werfen wir einen Blick auf die gegenwärtig 28 Staaten sowie die britische Provinz 

Nordirland, die wir gesondert betrachten müssen, weil dort im Unterschied zu Rest-

Großbritannien ein Sexkaufverbot gilt. 

 

In 21 Staaten der EU ist Prostitution mit Abstrichen legal. In 4 Staaten plus der britischen 

Provinz Nordirland gilt ein Sexkaufverbot. In drei europäischen Staaten gilt Prostitution 

offiziell noch immer als verboten. Das ist die gegenwärtige Ausgangslage. 

 

Wenn von „Legalität“ der Prostitution die Rede ist, ist diese alles andere als vollständig. 

Allein in 7 EU-Staaten gibt es ein Bordellverbot. Einbezogen ist hier auch Großbritannien, wo 

zurzeit Bordelle mit mehr als 3 Sexarbeiter/innen verboten sind. Die EU lässt sich gerne als 

„Raum der Freiheit und des Rechts“ feiern. Das hindert sie gleichwohl nicht daran, 

Sexarbeiter/innen auch in Ländern mit einem ‚legalen‘ Prostitutionsregime nach Strich und 

Faden rechtlich zu benachteiligen und zu diskriminieren. Dies geschieht durch strafrechtliche 

Sonderbehandlung (Sperrbezirke, Menschenhandels-Paragrafen), durch Baurecht, durch 

repressives Ordnungsrecht, aber auch durch Maßnahmen zur Registrierung, repressive 

Kontrollen etc. 

 

Gleichwohl lässt sich feststellen, dass diese in jeder Hinsicht unzureichende Legalisierung 

von Prostitution in 21 von 28 Staaten der EU und mithin auf 57 % der Fläche der EU für über 

drei Viertel der EU-Bevölkerung (77,6 %) gilt.  

 

Demgegenüber findet sich das Regime des Sexkaufverbots in lediglich 4 EU-Ländern 

(Schweden, Finnland, Republik Irland, Frankreich) sowie der britischen Provinz Nordirland. 

Es gilt zurzeit auf einem Drittel der EU-Fläche (34,6 %) für 17,1 % der EU-Bevölkerung.    

 

TABELLE 01: Prostitutionsregimes in der EU 2019 

 

 Methode Regulierung / 
Bekämpfung  

der Prostitution 

Zahl der 
Staaten 

(pol. Ein.) 

Einwohner 
in Mio. 

Anteil 
an EU- 
Einw. 

Fläche 
in qkm 

Anteil 
an EU-
Fläche 

1 legal /ohne Bordellverbot 14 190,4 Mio. 37,1 % 1.606.246 36,7 % 

2 legal / mit Bordellverbot 7 207,7 Mio. 40,5 % 900,228 20,5 % 

 Legal gesamt 21 398,1 Mio. 77,6 % 2.506.474 57,2 % 

3 Sexkaufverbot 5 87,4 Mio. 17,1 % 1.514.665 34,6 % 

4 Verbot der Prostitution 3 27,1 Mio. 5,3 % 360.185  8,2 % 

 GESAMT 29 512,6 Mio. 100 % 4.381.324 100 % 

 

Auffällig dabei ist, dass Länder mit Sexkaufverbot sich dadurch auszeichnen, dass sie einen 

relativ geringen Prozentsatz der davon betroffenen Bevölkerung in Kombination mit einem 

vergleichsweise großen Flächenanteil repräsentieren. 

 

Es gilt diese Besonderheit genauer unter die Lupe zu nehmen. Was bedeutet das?  

 

Die zunehmend professionelle Ausübung der Prostitution ging historisch bekanntlich einher 

mit dem rapiden Wachstum der Bevölkerung infolge der industriellen Revolution des 19. 

Jahrhunderts und der damit verbundenen Verstädterung. Große Städte und sehr dicht 

besiedelte Regionen sind auch heute noch der bevorzugte Ort der Prostitutionsausübung. 

Ein solcher Hintergrund bot einen vergleichsweise guten Schutz vor Stigmatisierung aller Art, 
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sei es durch hergebrachte, zumeist christlich motivierte Vorurteile oder durch Kontrolle 

seitens des gesellschaftlichen Nahfeldes, das sich dazu ermächtigt wähnte. Zurecht hieß es: 

„Stadtluft macht frei.“ 

 

Es lässt sich also vermuten, dass sich Regime des Sexkaufverbots nicht etwa einer 

besonders ausgeprägten und hoch entwickelten feministischen Gesinnung verdanken, 

sondern vielmehr dem provinziellen Mief, wie er in Ländern mit vergleichsweise geringer 

Bevölkerung und größerer ländlicher Struktur eigen ist. 

 

TABELLE 02: EU-Staaten, Menschen in Großstädten, Prostitutionsregimes  

 

 
Nr. 

 

 
EU-Staat 

Menschen in Großstädten  
(100.000 Einw.+) 

und Metropolregionen 

Zahl der Städte 
(+ 100.000 Ew.) 

In Klammern: 
Millionenstädte 

 
Prostitutions-

regime 

01 Deutschland 26.640.000 (52.000.000) 81 (4) legal (ohne BV) 

02 Großbritannien 26.002.000 (42.333.000) 84 (2) legal (mit BV) 

03 Spanien 18.689.000 (28.133.000) 63 (2) legal (ohne BV) 

04 Italien 14.283.000 (23.833.000) 46 (2) legal (mit BV) 

05 Polen 10.816.000 (14.651.000) 39 (1) legal (mit BV) 

06 Frankreich 9.833.000 (22.898.000) 40 (4) Sexkaufverbot 

07 Niederlande 6.423.000 32 (0) legal (ohne BV) 

08 Rumänien 5.649.000 20 (1) Verboten 

09 Schweden 3.123.000 7 (1) Sexkaufverbot 

10 Österreich 2.779.000 6 (1) legal (ohne BV) 

11 Ungarn 2.775.000 8 (1) legal (ohne BV) 

12 Bulgarien 2.491.000 7 (1) legal (ohne BV) 

13 Finnland 2.122.000 9 (0) Sexkaufverbot 

14 Belgien 1.936.000 10 (0) legal (ohne BV) 

15 Griechenland 1.921.000 8 (0) legal (ohne BV) 

16 Portugal 1.506.000 7 (0) legal (ohne BV) 

17 Dänemark 1.300.000 5 (0) legal (mit BV) 

18 Kroatien 1.231.000 4 (0) Verboten 

19 Tschechien 1.170.000 6 (1) legal(ohne BV) 

20 Litauen 1.078.000 4 (0) Verboten 

21 Lettland 854.000 2 (0) legal (ohne BV) 

22 Irland 679.000 2 (0) Sexkaufverbot 

23 Slowakei 672.000 2 (0) legal (ohne BV) 

24 Zypern 512.000 2 (0) legal (mit BV) 

25 Slowenien 400.000 2 (0) legal (ohne BV) 

 (Nordirland) 335.000 1 (0) Sexkaufverbot 

26 Malta 256.000 0 (0) legal (mit BV) 

27 Luxemburg 116.000 1 (0) legal (mit BV) 

28 Estland 101.200 1 (0) legal (ohne BV) 

   

Anmerkung: In Spalte 3 sind die Zahlen in Klammern die Einwohner in den Metropolregionen. 

                        In Spalte 5 bedeutet die Abkürzung „BV“ Bordellverbot. 

 

Um die Ausgangshypothese zu überprüfen, werfen wir einen Blick auf die einzelnen EU-

Staaten unter dem Aspekt der Verstädterung. Die Frage lautet: Wie viele Menschen leben in 

den EU-Staaten großstädtisch (über 100.000 Einwohner), wie viele leben in Millionenstädten 

und in Metropolregionen? Und welche Prostitutionsregime gelten in diesen Ländern?  

Ein Ranking der EU-Staaten (und gesondert: die Provinz Nordirland) nach der Anzahl der in 

Großstädten und Metropolregionen lebenden Menschen kommt zu folgendem Bild (Tab. 02): 
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Mit Ausnahme Frankreichs findet sich in den EU-Staaten, in denen ein erheblicher Teil der 

Bevölkerung in Großstädten bzw. Metropolregionen lebt, kein Regime des Sexkaufverbots. 

Mit Blick auf die Einwohnerzahl bedarf es eines qualitativen Sprungs nach unten, um auf 

Länder mit Sexkaufverbot zu stoßen. Vor allem in Ländern, wo die Gesamtzahl der in 

Großstädten lebenden Einwohner bei rund 3 Millionen und weniger liegt, findet sich das 

‚Sexkaufverbot‘ als staatliche Strategie der Prostitutionsbekämpfung. 

 

Die herrschenden politischen Klassen haben aber nicht nur die Bevölkerung ihrer Großstädte 

und Metropolregionen im Blick, sondern konzipieren ihre Strategien der Regulierung bzw. 

Bekämpfung von Prostitution unter dem Aspekt der Gesamtverteilung der Bevölkerung auf 

das jeweilige Land. Damit kommt die Bevölkerungsdichte ins Spiel. 

 

Die Frage lautet also: Wie verteilen sich die unterschiedlichen Prostitutionsregimes in den 

EU-Staaten, wenn ein Ranking entsprechend der auf das ganze Land bezogenen 

Bevölkerungsdichte erfolgt? Damit wird die Verdichtung der Bevölkerung in Bezug aufs 

ganze Land, d.h. auch der Anteil kleinstädtisch-ländlicher Strukturen in den Blick genommen.  

Das Ergebnis ist wie folgt: 

 

TABELLE 03: EU-Staaten, Bevölkerungsdichte und Prostitutionsregime 

 

Nr. EU-Staat Einw. pro qkm Städte über 100.000 Prostitutions-Regime 

01 Malta 1.371 0 (0) legal (mit BV) 

02 Niederlande 413 32 (0) legal (ohne BV) 

03 Belgien 373 10 (0) legal (ohne BV) 

04 Großbritannien 273 84 (2) legal (mit BV) 

05 Deutschland 232 81 (4) legal (ohne BV) 

06 Luxemburg 228 1 (0) legal (mit BV) 

07 Italien 200 46 (2) legal (mit BV) 

 Provinz Nordirland 136 1 (0) Sexkaufverbot 

08 Tschechien 134 6 (1) legal (ohne BV) 

09 Dänemark 130 5 (0) legal (mit BV) 

10 Polen 123 39 (1) legal (mit BV) 

11 Zypern 121 2 (0) legal (mit BV) 

12 Portugal 115 7 (0) legal (ohne BV) 

13 Slowakei 110 2 (0) legal (ohne BV) 

14 Österreich 106 6 (1) legal (ohne BV) 

15 Ungarn 106 8 (1) legal (ohne BV) 

16 Frankreich 103 40 (4) Sexkaufverbot 

17 Slowenien 102 2 (0) legal (ohne BV) 

18 Spanien 92 63 (2) legal (ohne BV) 

19 Griechenland 85 8 (0) legal (ohne BV) 

20 Rumänien 84 20 (1) verboten 

21 Kroatien 74 4 (0) verboten 

22 Irland 68 2 (0) Sexkaufverbot 

23 Bulgarien 64 7 (1) legal (ohne BV) 

24 Litauen 43 4 (0) verboten 

25 Lettland 30 2 (0) legal (ohne BV) 

26 Estland 29 1 (0) legal (ohne BV) 

27 Schweden 23 7 (1) Sexkaufverbot 

28 Finnland 16 9 (0) Sexkaufverbot 

 

Anmerkung: Die Zahlen in Klammern in Spalte 4 sind Städte mit mehr als 1 Mio. Einwohner.  

                       In Spalte 5 bedeutet die Abkürzung „BV“ Bordellverbot.  

 



15 
 

Mit Ausnahme der Provinz Nordirland finden sich sämtliche Länder mit einem Sexkaufverbot 

sowie sämtliche Regimes mit einem generellen Verbot der Prostitutionsausübung am 

unteren Ende der Skala, nämlich in Ländern mit der geringsten Bevölkerungsdichte innerhalb 

der EU. Während die meist moralisch motivierte, zur Akzeptanzbeschaffung aber 

feministisch begründete „Bekämpfung der Nachfrage“ nach sexuellen Dienstleistungen ein 

Kennzeichen von Ländern mit geringer Bevölkerungsdichte ist, bevorzugen Länder mit 

höherer Bevölkerungsdichte die „Bekämpfung des Angebots“ sexueller Dienstleistungen  

Dort finden sich alle 7 EU-Staaten mit unterschiedlichen Formen von Bordellverboten. 

 

Die Strategie des Sexkaufverbots als Methode der Prostitutionsbekämpfung ist mithin in 

Ländern mit hoch entwickelter Infrastruktur und Bevölkerungsdichte wenig wahrscheinlich. 

Eine solche Strategie ist insbesondere in Deutschland wenig wahrscheinlich. 

 

Ein Sexkaufverbot gibt es außer in den vier EU-Staaten Schweden, Finnland, Republik 

Irland, Frankreich und der britischen Provinz Nord-Irland auch noch in fünf weiteren Staaten 

außerhalb der EU: in Island, Norwegen, Kanada, Israel und Südkorea. 

 

TABELLE 04: Deutschland im Vergleich zu Ländern mit Sexkaufverbot:  

  Bevölkerungsdichte, (geschätzte) Zahl der Sexarbeiter/innen 

 

Länder mit 
Sexkaufverbot 

und 
Deutschland 

Einführung 
Sexkauf-
verbot 

 

Zahl der  
Einwohner 

 

Zahl der 
Sexarbeiter 
(geschätzt)18 

Einw. 
pro 
qkm 

SexW  
pro 

1.000 qkm 

SexW  
pro 

100.000 
Einwohner 

Deutschland  83,0 Mio. 200.000 232 540 240 

01. Schweden 1999 10,2 Mio. 2.500 23 5,5 24,5 

02. Finnland 2006 5,5 Mio. 1.500 - 2.000 16 5,9 36,4 

03. Nord-Irland 2014 1,9 Mio. 300 - 350 136 25,4 18,4 

04. Frankreich 2016 67,0 Mio. 20.000 103 36,8 29,9 

05. Irland 2017 4,8 Mio. 1000 68 14,2 20,8 

06. Südkorea 2003 51,7 Mio. 500.000 513 4.989 967 

07. Norwegen 2009 5,3 Mio. 3.000 13 7,8 56,6 

08. Island 2009 367.000 100 - 200 3,5 1,9 54,5 

09. Kanada 2014 36,5 Mio.  3,6   

10. Israel 2019 9,0 Mio. 12.000 399 538 133,3 

 

Ein Blick auf alle diese Staaten bestätigt im Wesentlichen die hier vorgetragene 

Einschätzung. Im Unterschied zu Deutschland zeichnen sich die Staaten mit Sexkaufverbot 

                                                           
18 Zu den Schätzungen der Zahl der Sexarbeiter/innen: 

Schweden: http://www.bmfsfj.de/doku/Publikationen/prostitutionsgesetz/050102.html;  

Norwegen: https://www.sueddeutsche.de/panorama/skandinavien-lukrative-ausbeutung-1.73017;  

Irland: https://en.wikipedia.org/wiki/Prostitution_in_the_Republic_of_Ireland; 

Island: https://www.ruv.is/frett/lifting-the-lid-on-prostitution;  

Nord-Irland: https://en.wikipedia.org/wiki/Prostitution_in_Northern_Ireland; 

Finnland: https://www.helsinkitimes.fi/finland/finland-news/domestic/2496-sex-industry-in-finland-becoming-

more-international-2.html 

 

 

  

 

http://www.bmfsfj.de/doku/Publikationen/prostitutionsgesetz/050102.html
https://www.sueddeutsche.de/panorama/skandinavien-lukrative-ausbeutung-1.73017
https://en.wikipedia.org/wiki/Prostitution_in_the_Republic_of_Ireland
https://www.ruv.is/frett/lifting-the-lid-on-prostitution
https://en.wikipedia.org/wiki/Prostitution_in_Northern_Ireland
https://www.helsinkitimes.fi/finland/finland-news/domestic/2496-sex-industry-in-finland-becoming-more-international-2.html
https://www.helsinkitimes.fi/finland/finland-news/domestic/2496-sex-industry-in-finland-becoming-more-international-2.html
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in aller Regel nicht nur durch eine geringere Bevölkerungsdichte, sondern auch durch eine 

absolut geringere Gesamtzahl dort tätiger Sexarbeiter/innen aus. 

Acht der bislang zehn Länder mit Sexkaufverbot (9 Staaten sowie die britische Provinz Nord-

Irland) bestätigen, dass die Einführung eines Sexkaufverbots vornehmlich dort erfolgt, wo die 

Bevölkerungsdichte und die Verstädterung insgesamt als sehr niedrig einzustufen ist. 

 

Im Umkehrschluss: In Ländern wie Deutschland, wo genau das nicht der Fall ist, ist die 

Einführung eines Sexkaufverbots ausgesprochen unwahrscheinlich.  

 

Zwei außereuropäische Länder – Südkorea und Israel – scheinen der hier vertretenen These 

zu widersprechen. Das wirft die Frage auf, ob es im Hinblick auf Regulierung bzw. 

Bekämpfung von Prostitution außer der bisher genannten Bestimmungsmomente weitere 

Einflussfaktoren gibt, die möglicherweise – entgegen der Wirkung der bislang ermittelten 

bestimmenden Faktoren – gegenläufige Tendenzen begünstigen. Es ist naheliegend, 

diesbezüglich kulturelle Faktoren einzubeziehen, die sich traditionell über eine radikale 

Abgrenzung zu Prostitution definieren. 

 

Es stellt sich daher die Frage, welchen Einfluss insbesondere die als Polit-Lobbyisten 

auftretende Religionsgemeinschaften in diesem Zusammenhang nehmen können. 

 

TABELLE 05: Sexkaufverbot und religiöse Mehrheitsverhältnisse 

 

Länder mit 
Sexkaufverbot 
u. Deutschland 

Dominierende 
Konfession 

Anteil  
in % 

 
Weitere Konfessionen 

Deutschland konfessionslos 38 % Katholiken 28 % / Protestanten 25 % 

01. Schweden Protestantismus 62 % Muslime 5 % / Katholiken 1 % 

02. Finnland Protestantismus 73 % konfessionslos 18 % 

03. Nord-Irland Protestantismus 42 % Katholiken 41 % / konfessionslos 17 % 

04. Frankreich Katholizismus 51 % konfessionslos 31 % / Muslime 9 % 

05. Irland Katholizismus 78 % konfessionslos 10 % 

06. Südkorea konfessionslos 56 % Christen 28 % (20 % evang.) / Buddhisten 16% 

07. Norwegen Protestantismus 74 % konfessionslos 13 % / Muslime 3 % 

08. Island Protestantismus 74 % konfessionslos 6 % / Katholiken 4 % 

09. Kanada Katholizismus 39 % Protestanten 24 %  / konfessionslos 24 % 

10. Israel Jüdisch 74 % Muslime 17 % / Christen 2 % 

 

Ein Blick auf die religiösen Verhältnisse in Ländern mit Sexkaufverbot verdeutlicht, dass es 

sich in der Regel um Verhältnisse handelt, in denen eine – zumeist christliche – 

Religionsgemeinschaft eine relative Vormachtstellung gegenüber den jeweils anderen 

Glaubensgemeinschaften hat. Es ist daher anzunehmen, dass sie daraus für sich politisches 

Kapital schlägt und bei der Einführung eines ‚Sexkaufverbots‘ nicht untätig geschwiegen hat.  

 

Relativ ausgewogen dagegen sind die Verhältnisse der Konfessionen und Konfessionslosen 

in Deutschland, sodass es hier eher weniger wahrscheinlich ist, dass eine der 

Religionsgemeinschaften ihre Prostitutionsgegnerschaft durch ein Plädoyer für ein 

Sexkaufverbot oder ein generellen Verbot von Prostitution in die Waagschale werfen kann. 

 

Die Spitzenstellung des Katholizismus in Frankreich erklärt, warum dort trotz relativ 

fortgeschrittener Verstädterung ein Sexkaufverbot eingeführt werden konnte. Diese 

Konstellation ist so in Deutschland nicht gegeben. 
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Die Einführung des Sexkaufverbots in Südkorea erscheint sowohl mit Blick auf die 

bevölkerungspolitischen Strukturdaten, die Zahl der in der Sexarbeit tätigen Frauen als auch 

im Hinblick auf konfessionelle Verhältnisse – rund 56 % der Bevölkerung gelten als 

konfessionslos – weiterhin erklärungsbedürftig. Es ist allerdings auch nicht verwunderlich, 

dass der Feldzug gegen Prostitution in Form des ‚Sexkaufverbots‘ gerade in Korea sehr 

umstritten scheint. Stimmen für eine Legalisierung mehren sich.19 

 

Unterm Strich lässt sich feststellen, dass gegenwärtig 192,3 Mio. Menschen unter dem 

Regime des ‚Sexkaufverbots‘ leben. Das sind gerade einmal 2,6 % der Weltbevölkerung. 

Mehr als 97 % der Weltbevölkerung bleiben von dieser speziellen Form des repressiven 

Umgangs mit Prostitution verschont. 

 

Mehr als die Hälfte der davon betroffenen Menschen leben in zwei Ländern, Frankreich und 

Südkorea. Die übrigen verteilen sich auf 7 Staaten und eine britische Provinz. 

 

In hohem Maße bestimmend für die Wahrscheinlichkeit der Einführung eines 

‚Sexkaufverbots‘ sind nach dem bisher Dargestellten: 

  

- eine vergleichsweise geringe Gesamtbevölkerung;  

- eine geringe Bevölkerungsdichte innerhalb des betreffenden Landes; 

- die Existenz nur weniger Großstädte mit über 100.000 Einwohnern und die Existenz 

weniger bis gar keiner städtischer Metropolregionen; 

- eine vergleichsweise niedrige absolute Zahl von Sexarbeiter/innen, die innerhalb des 

betreffenden Landes tätig sind; 

- das zahlenmäßige Überwiegen einer christlich-jüdischen konfessionellen Ausrichtung 

bei gleichzeitigem Dominieren einer dieser religiösen Richtungen gegenüber anderen 

konkurrierenden Glaubensrichtungen. 

 

Das Fehlen all dieser Voraussetzungen in Deutschland macht die Einführung eines 

‚Sexkaufverbots‘ hierzulande unwahrscheinlich. Vor diesem Hintergrund ist es dagegen 

wahrscheinlich, dass eine Prostitutions-Bekämpfung auch zukünftig in Form von Angebots-

Einschränkungen als durch ein Verbot der Nachfrage nach sexuellen Dienstleistungen 

erfolgt. Dies ist vor allem Praxis in jenen Ländern, die über eine höhere Bevölkerungsdichte 

verfügen. Und dies ist auch die Logik des gerade erst in Deutschland eingeführten 

Prostituiertenschutzgesetzes. 

 

Es wäre daher fatal und eine politische Fehleinschätzung erster Güte, würde man sich auf 

das Geschwätz um eine Einführung des ‚Sexkaufverbots‘ in Deutschland fokussieren und die 

Bekämpfung des Prostituiertenschutzgesetzes in den Hintergrund treten lassen. 

 

 

VIII. Das falsche Spiel der Abolitionisten: 

       Prostitutionsgegnerschaft im Schafspelz des ‚radikalen Feminismus‘ 

 
Die politische Strömung des ‚Abolitionismus‘ hat sich die Abschaffung der Prostitution zum 

Ziel gesetzt. Als geeignetes Mittel zu diesem Zweck gilt das ‚Schwedische Modell‘ der 

Kriminalisierung von Prostitutionskunden (‚Sexkaufverbot‘), wofür man eifrig Reklame macht. 

 

                                                           
19 Debatte um Prostitution in Südkorea: Frau Kim kämpft um ihren Job, taz, 1.8.2015, vgl.: 

https://taz.de/Debatte-um-Prostitution-in-Suedkorea/!5216391/ 
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Adressat dieser Feldzüge für ein ‚Sexkaufverbot‘ sind nicht etwa Prostitutionskunden, wie 

man meinen könnte. Die vor einigen Jahren noch durchgeführten Kampagnen zur 

„Sensibilisierung der Freier“ gehören längst der Vergangenheit an. Heute richtet man sich mit 

„feministischen“ Parolen vor allem an verunsicherte Mittelschichts-Frauen der 

Mehrheitsgesellschaft. Sie sind der eigentliche Adressat dieser Kampagnen.  

 

Frauen stehen zurzeit in mehrfacher Hinsicht unter verstärktem gesellschaftlichen Druck. 

Ihnen wird abverlangt, eine Beziehung – möglichst eine reguläre Ehe – zu führen und dazu 

beizutragen, die als zu gering beschriebene Geburtenrate zu erhöhen. Ein vermeintliches 

Problem, das gerne Frauen in die Schuhe geschoben wird. Gleichzeitig ist das Modell der 

familialen Arbeitsteilung seit geraumer Zeit im Umbruch, weg vom Ein-Verdiener- und hin 

zum Zwei-Verdiener-Modell. Frauen bleibt jedoch vielfach nur die Teilzeitarbeit, da ihnen 

abverlangt wird, Familie und Beruf unter einen Hut zu bringen. Die absehbare Folge ist 

Altersarmut, sollte eine ökonomisch solide Ehe nicht halten „bis dass der Tod euch scheidet“.  

 

Doch die durchschnittliche Ehedauer liegt in Deutschland gegenwärtig bei lediglich 15 

Jahren. Knapp 150.000 Ehen wurden allein im Jahr 2018 geschieden. Die Folge: Immer 

mehr Frauen leben als Alleinerziehende. In Deutschland gab es im Jahr 2014 insgesamt 

1,64 Millionen Alleinerziehende mit 2,3 Millionen minderjährigen Kindern. Die überwiegende 

Mehrzahl der Alleinerziehenden sind Frauen. Obwohl drei Viertel von ihnen einen hohen 

Bildungsabschluss haben, liegt ihr „Einkommensarmutsrisiko“ bei rund 42 %, wie die um die 

generative Reproduktion besorgte Bertelsmann-Stiftung zu berichten weiß.20 Immer mehr in 

ökonomische Schwierigkeiten geratene oder auf Hartz IV angewiesene Männer entziehen 

sich ihren gesetzlichen Unterhaltspflichten.  

 

Unter solchen Rahmenbedingungen ist häusliche Gewalt – vor allem gegen Frauen – ein 

ständiger Begleiter. Seit 2013 publiziert das BKA daher jährlich einen Report zum Thema 

„Partnerschaftsgewalt“, worin mittlerweile die Verletzung der Unterhaltspflicht seitens der 

Männer als „ökonomische Gewalt“ gegen Frauen klassifiziert wird. 

 

Die BKA-Statistik zählt allein im Jahr 2017 insgesamt 138.893 mutmaßliche Opfer von 

„Partnerschaftsgewalt“ – das sind polizeilich aktenkundig gewordene Vorfälle unter 

Ehepartnern, in nichtehelichen Lebensgemeinschaften, in ehemaligen Partnerschaften sowie 

in eingetragenen Lebenspartnerschaften. 

 

In dieser gesellschaftlichen Situation haben die Abolitionisten, die sich auf ihre Gegnerschaft 

zum Patriachat immer sehr viel einbilden, nichts Besseres zu tun, als die aus der skizzierten 

gesellschaftlichen Situation resultierende Verunsicherung von Frauen auf die angeblich 

besonders gewaltförmige Prostitution zu lenken. Prostitution soll als Blitzableiter herhalten, 

um den Unmut von Frauen in herrschaftskonforme Bahnen zu lenken. 

 

Das spaltet Frauen, statt sie einig und stark zu machen. Aber was kümmert’s die 

Abolitionisten? Für sie ist Prostitution ein Gewaltverhältnis und die Bekämpfung der 

Prostitution als patriarchales Verhältnis der Inbegriff eines „radikalen Feminismus“. 

„Sexindustry kills“ lautet ihr Slogan. Mit der herkömmlichen Sex & Crime-Masche versucht 

man insbesondere Frauen von ihren eigentlichen Problemen abzulenken und stattdessen 

einen Popanz ‚Prostitution‘ aufzubauen.  

 

                                                           
20 vgl. Anne Lenze / Antje Funcke, Alleinerziehende unter Druck, Rechtliche Rahmenbedingungen, finanzielle Lage und 

Reformbedarf, 2016, S. 9ff, siehe: https://www.bertelsmann-
stiftung.de/fileadmin/files/Projekte/Familie_und_Bildung/Studie_WB_Alleinerziehende_Aktualisierung_2016.pdf 
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Natürlich gibt es auch in der Prostitution Übergriffe von Männern gegenüber Frauen. Doch 

liegt das keineswegs an der Sexarbeit als solcher, wie die Abolitionisten es der Öffentlichkeit 

weismachen, sondern an den patriarchalen und diskriminierenden Rahmenbedingungen, 

unter denen sie heutzutage stattfindet. Ebensowenig wie die herkömmlichen 

Beziehungsformen ist Prostitution frei von Übergriffen gegenüber Frauen, die eine 

Verletzung des sexuellen Selbstbestimmungsrechts beinhalten können. 

 

Wie aber steht es um das Ausmaß dieser Gewalt? Für 2017 registrierte die polizeiliche 

Kriminalstatistik 575 mutmaßliche Opfer von Rotlicht-Kriminalität (Ausbeutung, Zuhälterei, 

Menschenhandel). Bezogen auf 200.000 Sexarbeiter/innen entspricht das einer Quote von 

0,3 %, ist also an und für sich marginal. 

 

TABELLE 05: Partnerschaftsgewalt 2017 in Deutschland21 

 

   Mutmaßliche Opfer  Tatverdächtige  

 Straftaten nach PKS  W M insg. w m Insg. 

01 Mord & Totschlag vers. 223 59 282    

  voll. 141 32 173    

  insg. 364 91 455 90 379 469 

02 Gefährliche KV vers. 1381 875 2256    

  voll. 10.407 3.964 14.371    

  insg. 11.788 4.839 16.627 4.785 11.774 16.559 

03 Schwere KV vers. 11 0 11    

  voll. 40 6 46    

  insg. 51 6 57 7 50 57 

04 KV mit Todesfolge vers. 0 0 0    

  voll. 6 2 8    

  insg. 6 2 8 2 6 8 

05 vorsätzl., einfache KV vers. 1724 566 2290    

  voll. 66.820 15.642 82.462    

  insg. 68.544 16.208 84.752 15.202 61.608 76.810 

06 Vergewaltigung,  
sexuelle Nötigung 

vers. 307 7 314    

  voll. 2.398 40 2.438    

  insg. 2.705 47 2.752 25 2.582 2.607 

07 Bedrohung, Stalking, 
Nötigung 

vers. 494 83 577    

   voll. 28.375 3.430 31.805    

  insg. 28.869 3.513 32.382 3.257 25.517 28.774 

08 Freiheitsberaubung vers. 45 6 51    

  voll. 1.519 215 1.734    

  insg. 1.564 221 1.785 250 1.596 1.846 

09 Zuhälterei vers. 0 0 0    

  voll. 48 1 49    

  insg. 48 1 49 1 50 51 

10 Zwangsprostitution vers. 0 0 0    

  voll. 26 0 26    

  insg. 26 0 26 6 31 37 

 GESAMT  113.959 24.928 138.893 23.625 103.593 127.218 

 Straftaten nach § 4 
Gewaltschutzgesetz 

    440 5.258 5.698 

 § 170 StGB Verletzung 
der Unterhaltspflicht 

    276 5.276 5.552 

                                                           
21 Daten aus:  
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/Partnerschaftsgewalt/partner
schaftsgewalt_node.html 
 

https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/Partnerschaftsgewalt/partnerschaftsgewalt_node.html
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/Partnerschaftsgewalt/partnerschaftsgewalt_node.html


20 
 

 

In Deutschland leben zurzeit 69,4 Mio. Menschen im Alter von 18 Jahren und älter. Setzt 

man die 138.893 mutmaßlichen Opfer von „Partnerschaftsgewalt“ zu dieser Zahl ins 

Verhältnis kommt man auf eine Quote von 0,2 %.  

 

Die Größenordnung beider Quoten verdeutlicht zweierlei:  

 

- Gewalt im Rahmen von Prostitution entspricht im Wesentlichen dem Ausmaß, wie 

man es auch in „normalen“ Beziehungen findet. Da das Ausmaß der Gewalt im 

Rahmen des patriarchal Üblichen liegt, gibt es keine Anhaltspunkte dafür, dass es 

sich hierbei um eine prostitutionsspezifische Gewalt handelt. Konkrete physische und 

psychische Gewalt von Männern gegenüber Frauen findet sich hier wie dort. Sie ist 

im Wesentlichen ein Randphänomen, auch wenn sie medial große Aufmerksamkeit 

erlangt.  

 

- Die Annahme, Prostitution als solche sei ein Gewaltverhältnis ist eine Erfindung der 

Abolitionisten, um ihre Reklame für ein ‚Sexkaufverbot‘ zu unterfüttern. 

 

Der Abolitionismus hatte schon immer ein ausgesprochen zynisch-instrumentelles Verhältnis 

zu Frauen, wenn es darum ging, sie unter dem Vorwand des Kampfes für ihre Rechte gegen 

Prostitution und Sexarbeiter/innen aufzuhetzen.  

 

Ein kurzer Blick zurück mag das verdeutlichen. Vom 3. Bis 6. Sept. 1984 fand in Wien der 

28. Internationale Kongress der ‚Internationalen Abolitionistischen Föderation‘ statt, wo der 

Franzose Jean Fernand-Laurent in seiner Eigenschaft als UN-Sonderberichterstatter zu 

Prostitution sprach. Er hielt dort eine Rede unter dem Titel „An Aspect of Prevention – The 

Necessary Struggle against Pornography“. Der „Kampf gegen Pornographie“ entsprach dem 

damaligen Zeitgeist, er zielte aber über Pornographie hinaus gegen die Prostitution. So 

erklärte Fernand-Laurant freimütig,  

 

 „dass der Kampf gegen Prostitution unverzichtbarer Aspekt einer Strategie ist, die 

 auf die Verhinderung der Prostitution zielt.“22 

    

Im weiteren Verlauf seiner Rede führte Fernand-Laurent aus: 

 

 „Lasst uns ausnahmsweise einmal etwas zynisch sein: Zu einer Zeit, in der 

 Kriminalität ein Klima von Unsicherheit erzeugt, lässt es niemanden kalt, was junge 

 Menschen machen und was aus den Kindern werden wird. Gerade jetzt, wo 

 Pornographie die Kinder bedroht. Wenn man sagt, dass Angst der erste Schritt auf 

 dem Weg zur Weisheit ist, sollten wir keine Skrupel haben, die Angst vor 

 abweichendem jugendlichen Verhalten und vor Kriminalität als Hebel zu nutzen, um 

 eine gemeinsame Aktion gegen Pornographie auf den Weg zu bringen.“23 

 

                                                           
22 Jean Fernand-Laurent, An Aspect of Prevention – The Necessary Struggle against Pornography“, Rede auf 
dem 28. Kongress der Internationalen Abolitionistischen Föderation, Sept. 1984, Wien, S. 40. Zitat im Original: 
“that the fight against pornography is an indispensable aspect of a strategy aimed at preventing prostitution.” 
23 Ebenda, S. 43; Zitat im Original: „Let us be somewhat cynical just for once: at a time in which delinquency has 
created a climate of insecurity, no one is indifferent to what young people are doing, and to what children are 
going to become. But even now pornography is a threat to children. Fear being said to be the first step towards 
wisdom, we should have no scruples about using fear of juvenile deviationism and delinquency as a lever to 
start off a collective action against pornography.” 
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Das Spiel mit der Angst und der Unsicherheit von Menschen wird hier, wo die Abolitionisten 

unter sich sind, zynisch kalkulierend als hilfreiche Strategie im Kampf gegen Pornografie, d. 

h. Prostitution ins Auge gefasst. Ebenso wie damals angedacht, agiert der Abolitionismus 

heute. Wie jede konservative Politik instrumentalisiert er durchaus begründete Ängste von 

Menschen, um sie dann von den eigentlichen Problemen weg und gegen Prostitution zu 

lenken. Ebenso wie damals wähnt sich der Abolitionismus in der Rolle eines radikalen 

Bekämpfers des Patriachats, wenn er sich die ‚Abschaffung der Prostitution‘ auf die Fahnen 

schreibt.  

 

Dahinter steht die Vorstellung, Prostitution sei eine durch und durch patriarchale 

Veranstaltung, Ausdruck und sinnfällige Manifestation der Befriedigung männlichen 

Machstrebens gegenüber Frauen. 

 

 „Prostitution ist eine tragende Säule des Patriarchats, und sie ist zugleich Ausdruck 

 des Patriarchats. Prostitution führt zu patriarchalen Verhältnissen, und sie kommt aus 

 patriarchalen Verhältnissen, und das kann man niemals weichspülen, da hilft nämlich 

 nur eins: abschaffen!“24 

 

So sehr die Entstehung und Entwicklungsgeschichte von Prostitution mit der patriarchalen 

Prägung bisheriger Geschichte verwoben ist, so wenig aber trifft es zu, dass Prostitution eine 

ausschließlich patriarchalische Struktur, oder gar ein unverzichtbares Moment patriarchaler 

Gesellschaften sei. Eine solche Sichtweise ignoriert, dass das patriarchale Moment 

moderner Vergesellschaftungsprozesse in der Institutionalisierung der kleinbürgerlichen 

Familie und Ehe als maßgebliche Instanzen für die generative Reproduktion und die 

Sicherung des Bevölkerungswachstums besteht. 

 

Die grundlegend-patriarchale Strukturierung moderner Gesellschaften in Form der 

Institutionalisierung von Ehe und Familie als rechtlich-kultureller Norm aber hatte zur 

Kehrseite die damit historisch einhergehende rechtliche und soziale Diskriminierung der 

Institution Prostitution. Sofern Sexarbeit im Kontext von Prostitution die Geschichte der 

bürgerlichen Kleinfamilie begleitet, so tut sie dies nur als Schatten ihrer selbst, als rechtlich 

diskriminierte und sozial geächtete Form, der bestenfalls eine gesellschaftliche Randexistenz 

zugebilligt wurde. 

 

Sowohl die exklusiv zur rechtlich-kulturellen Norm stilisierte bürgerliche Kleinfamilie als auch 

ihr Gegenstück – die diskriminierte Institution Prostitution – sind Ausdruck der weiterhin 

bestehenden patriarchalen Form bürgerlicher Vergesellschaftung. Deren Kernpunkt besteht 

darin, Frauen das Recht abzusprechen, selbstbestimmt und unabhängig von 

bevölkerungspolitischen Erwägungen darüber zu entscheiden, wie sie ihre Sexualität leben. 

 

Die von der bürgerlichen Gesellschaft gegenüber Frauen vorgenommene Enteignung und 

Entrechtung in Bezug auf zentrale Aspekte ihrer sexuellen Selbstbestimmung erfolgte nicht 

etwa zum Zweck der Befriedung männlicher Machtgelüste, wie ‚radikale Feministen‘ gerne 

glauben machen wollen. Vielmehr dient sie dem rational kalkulierten Zweck einer 

Indienstnahme und Kontrolle weiblicher Gebärfähigkeit als Voraussetzung stabil verlaufender 

bürgerlicher Vergesellschaftung. Die Befriedigung sexueller Bedürfnisse einzelner Männer im 

Kontext der Prostitution ist weder systemrelevant, noch gesellschaftlich strukturbestimmend 

und hat im Zweifel hinter dem gesamtgesellschaftlichen Anliegen einer Kontrolle weiblicher 

Gebärfähigkeit zurückzutreten.  

                                                           
24 Huschke Mau, Prostitution und Grenzüberschreitungen, 22.09.2019, https://huschkemau.de/ 
 

https://huschkemau.de/
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Ausgerechnet Schweden mit seinem ‚Nordischen Modell‘ – das Mekka der Abolitionisten – 

bestätigt die These, dass das Patriarchat auf Prostitution im Zweifel gut und gerne verzichten 

kann. Es bedarf in bürgerlichen Gesellschaften – wenn überhaupt – lediglich der geächteten 

Prostitution als Negativfolie, um Frauen der Mehrheitsgesellschaft vor Augen zu führen, 

welchen Umgang sie seitens dieser Gesellschaft zu erwarten haben, wenn sie durch 

abweichendes sexuelles Verhalten unausgesprochene gesellschaftliche Grenzen 

überschreiten. Demgegenüber birgt die Duldung eines zu großen Ausmaßes an Prostitution 

die Gefahr, dass Frauen in normgerechten Strukturen der bürgerlichen Kleinfamilie 

unliebsame Ansprüche auf sexuelle Freiheiten formulieren, die Unwägbarkeiten für die 

generative Reproduktion zur Folge haben könnten.  

 

Schweden zeigt: Prostitutionskunden können nicht nur gesellschaftlich geächtet, sondern 

innerhalb patriarchaler Vergesellschaftung durchaus kriminalisiert werden, sollte dies zur 

Aufrechterhaltung und Stabilisierung der patriarchalen Grundstruktur von Ehe und Familie 

erforderlich erscheinen. 

 

Die von den Abolitionistinnen behauptete enge strukturelle Verbindung von Prostitution und 

Patriachat erweist sich daher als wenig überzeugend 

 

Einschränkung der sexuellen Selbstbestimmung von Frauen 

 

Kernpunkt moderner patriarchaler Herrschaftsausübung ist die Einschränkung der sexuellen 

Selbstbestimmung von Frauen mittels Aufrechterhaltung und gesellschaftlicher Kontrolle 

ihrer Gebärfähigkeit, damit diese ein bestimmtes gesellschaftlich vorgegebenes Maß nicht 

unterschreitet. Schließlich bedarf das Kapital einer ausreichend hohen Zahl von 

Arbeitskräften, aber auch einer ausreichend hohen Zahl von Konsumenten für ihre in immer 

größerem Maßstab auf den Markt geworfenen Waren.   

 

In diesem Kontext werden Frauen im Hinblick auf die Freizügigkeit im Umgang mit ihrer 

Sexualität gesellschaftlich in zweifacher Weise bevormundet: Zum einen wird die ‚Einheit von 

Sexualität und Liebe‘ in Gestalt von Ehe/Familie zur rechtlich maßgeblichen und zu einer im 

kulturellen Kontext allein selig machenden Norm erhoben. Zum anderen findet diese 

gesellschaftliche Bevormundung ihre Fortsetzung darin, dass die im Rahmen der Institution 

Prostitution praktizierte ‚Trennung von Sexualität und Liebe‘ sozial diskreditiert und rechtlich 

diskriminiert wird. Beides ist Ausdruck einer in bürgerlichen Formen der Vergesellschaftung 

praktizierten Einschränkung des sexuellen Selbstbestimmungsrechts von Frauen. 

 

Wer heute von sich behauptet, radikal für Frauenrechte einzutreten, müsste diese Einsicht 

zum Ausgangspunkt seines Handelns machen. Frauenrechte und die Rechte von 

Sexarbeiterinnen ließen sich dann nicht länger gegeneinander ausspielen, wie es die im 

abolitionistischen Denken verhafteten ‚radikalen Feministen‘ beständig tun. 

 

Die gesellschaftspolitische Weichenstellung hinsichtlich der Einschränkung der Nachfrage 

sexueller Dienstleistungen (Schweden) oder des Angebots sexueller Dienstleistungen 

(Deutschland) sind lediglich Varianten, die selbstbestimmte Entscheidung sowohl von 

Frauen als auch von Männern hinsichtlich ihres Umgangs mit Sexualität einzuschränken und 

sie auf diese Weise zu entmündigen. 

 

Den Abolitionisten muss man entgegenhalten: Patriarchalisch ist nicht die Prostitution als 

solche, sondern allein das exklusive Vorrecht des Mannes, seine Sexualität in der 
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Prostitution jenseits der ‚Einheit von Sexualität und Liebe‘, d. h. getrennt von sozialen 

Verpflichtungen auszuleben. 

 

Die im Zusammenhang mit Prostitution oft beklagte fehlende Gleichstellung von Frauen 

(„Geschlechtergerechtigkeit“) besteht nicht etwa darin, dass vorwiegend Männer sexuelle 

Dienstleistungen kaufen, sondern darin, dass dieses Recht de facto nur Männern 

vorbehalten bleibt. Demgegenüber ist es Frauen durch Erziehung, kulturelle Konvention und 

‚Sitte‘ sowie bei Strafe gesellschaftlicher Ächtung untersagt, dieses Recht, das Männer sich 

wie selbstverständlich herausnehmen, ungeniert in Anspruch zu nehmen. 

 

‚Radikale Feministinnen‘ als Büttel des modernen Patriachats 

 

Vor dem Hintergrund des Ausgeführten erweist sich die abolitionistisch motivierte 

Kriminalisierung von Prostitutionskunden als bloße Fortsetzung der in bürgerlichen 

Gesellschaften traditionell praktizierten Enteignung des sexuellen Selbstbestimmungsrechts 

von Frauen – nur diesmal mit ‚radikal-feministischen‘ Mitteln. Der so genannte ‚radikale 

Feminismus‘ degradiert sich selbst und erweist sich als williger Büttel des modernen 

Patriarchats. Man wähnt sich radikal anti-patriarchalisch, ist aber in Wirklichkeit nur 

bürgerlich anti-prostitutiv. 

 

Diese Karikatur auf einen Feminismus, der Frauenrechte radikal verteidigt, wird immer dann 

offensichtlich, wenn Abolitionisten sich mit kirchlichen Würdenträgern, mit Vertreter/innen 

konservativer Parteien und Positionen, oder mit Exponenten aus Polizei und Staatsapparat 

kommun machen und sich willig vor deren Karren spannen lassen. Schnell blättert dann der 

Lack des vermeintlich ‚radikalen Feminismus‘ ab. Dahinter erscheint die auf den ersten Blick 

nicht unmittelbar erkennbare, aber durch und durch konservative Fratze eines bürgerlichen 

Pseudo-Feminismus, der mit den Stützen der bürgerlichen Gesellschaft konspiriert und mit 

ihnen gemeinsame Sache gegen Frauenrechte macht. 

 

Als Beleg dafür sei in diesem Kontext nur verwiesen auf die Glorifizierung Adolf Hitlers durch 

die seinerzeit führende deutsche Abolitionistin Anna Papritz.25 Verwiesen sei auch auf die 

Peinlichkeit, dass ein katholischer Bischof, der Mainzer Bischof Peter Kohlgraf, im April 2019 

als erster Redner auf dem von Solwodi organisierten abolitionistischen „Weltkongress gegen 

sexuelle Ausbeutung von Frauen und Mädchen“ sprach – unter dem Beifall der anwesenden 

‚radikalen Feministen‘ inklusive Alice Schwarzer. Wie tief muss man eigentlich gesunken 

sein, um sich als Staffage für den Auftritt eines katholischen Bischofs hinzugeben? 

 

Mit ihrer notorischen Anbiederung an die Stützen der herrschenden Klassen und ihrem 

ungezügelten Willen zur Kumpanei mit ihnen bieten die Vertreter/innen des deutschen 

Abolitionismus theoretisch wie praktisch ein Bild des Elends.  

 

Der mit seiner Kampagne für ein ‚Sexkaufverbot“ auf die Abschaffung von Prostitution 

zielende Abolitionismus ist Teil einer weltweiten rechtspopulistischen Bewegung, die unter 

der Flagge des Kampfs gegen ‚sexuelle Gewalt‘ und ‚sexuellen Missbrauch‘ die sexuelle 

Selbstbestimmung von Frauen massiv einschränkt und sich in vorauseilendem Gehorsam 

bereitwillig repressiver (Selbst-)Kontrolle unterwirft. Er ist Teil einer rechtskonservativen 

Bewegung, die unter der Flagge des Kampfs gegen „Menschenhandel“ dem 

nationalistischen Ressentiment gegenüber Migration und der rassistischen Abwertung von 

Migrantinnen politisch den Boden bereitet. 

                                                           
25 vgl. Doña Carmen, Entrechtung durch Schutz, 2019, S. 104 
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Der Abolitionismus mag sich politische Konjunkturen zunutze machen und zeitweilig von 

ihnen begünstigt werden. Aber er hat keine emanzipative gesellschaftliche Perspektive zu 

bieten. Man sollte ihn daher taktisch ernstnehmen, aber strategisch geringschätzen. 

 

 

IX.   Raumschiff Berlin – Oder: Wie der BesD die notwendige Kritik am   

       ‚Sexkaufverbot‘ versemmelt und daraus falsche politische Schlüsse zieht 
 

 
Den Rummel einiger Politiker um das ‚Schwedische Modell‘ und die diesbezügliche 

Sommerloch-Berichterstattung von taz, SPIEGEL und anderen Medien nahm der 

Bundesverband sexuelle und erotische Dienstleistungen (BesD) in den vergangenen 

Monaten zum Anlass, sich gleich mehrfach gegen ein angeblich drohendes ‚Sexkaufverbot 

‚zu positionieren.26  

 

Sich gegen eine Kriminalisierung von Prostitutionskunden auszusprechen, ist natürlich richtig 

und unerlässlich, da der Kauf und Verkauf sexueller Dienstleistungen Ausdruck sexueller 

Selbstbestimmung ist, die es zu verteidigen gilt. Doch die Stellungnahmen des BesD waren 

nicht nur unangemessen, sondern sind in hohem Maße kontraproduktiv. Unsere Kritik daran 

lässt sich in folgenden Punkten zusammenfassen. 

 

(1) BesD-Stellungnahmen spielen Abolitionisten in die Hände 

 

Unter der Hand wurde in den BesD-Stellungnahmen die politische Positionierung einiger 

SPD-Hinterbänklerinnen zu einer veritablen „SPD-Forderung“ und aus der Stellungnahme 

zweier Mitglieder der CDU/CSU-Bundestagsfraktion eine Positionierung des 

„Koalitionspartners CSU/CDU“, so als sei der Sexkaufverbot bereits auf der Agenda der 

gegenwärtigen Regierung. Entsprechend berichtete TAMPEP mit direktem Bezug auf den 

BesD von  

 

 „a serios discussion within the German Government to adopt the Swedish Model that 

 criminalises the purchase of sex.”27 

 

Eine solche von keinen Fakten gedeckte Aufwertung der Abolitionisten begünstigt einen 

falschen Alarmismus. Die Abolitionisten dürften sich die Hände reiben angesichts der 

Wichtigkeit, die ihnen vom BesD zugeschrieben wird.   

 

                                                           
26 Vgl. Stellungnahme: Zur SPD-Forderung nach dem „Schwedischen Modell“, 23.06.2019, siehe:  
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/06/23/stellungnahme-zur-spd-forderung-nach-dem-
schwedischen-modell/; Strategien gegen Ausbeutung und Gewalt – Warum ein Sexkaufverbot vor allem 
migrantischen Sexarbeiter*innen schadet, 4.9.2019, siehe: https://berufsverband-
sexarbeit.de/index.php/2019/09/04/strategien-gegen-ausbeutung-und-gewalt-warum-ein-sexkaufverbot-vor-
allem-migrantischen-sexarbeiterinnen-schadet/; Stellungnahme zu Sexkaufverbot-Vorschlag in Deutschland: 
Freierbestrafung gefährdet die Sicherheit von Tausenden Sexarbeiter*innen, 11.09.2019, siehe: 
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/09/11/stellungnahme-zu-sexkaufverbot-vorschlag-in-
deutschland-freierbestrafung-gefaehrdet-die-sicherheit-von-tausenden-sexarbeiterinnen/ 
27 vgl. Statement of the BesD, the Professional Association for Erotic and Sexual Service Providers in Germany 

on the sex purchase prohibition proposal in Germany, 12.09.2019, https://tampep.eu/statement-of-the-besd-

the-professional-association-for-erotic-and-sexual-service-providers-in-germany-on-the-sex-purchase-

prohibition-proposal-in-germany/ 

 

https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/06/23/stellungnahme-zur-spd-forderung-nach-dem-schwedischen-modell/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/06/23/stellungnahme-zur-spd-forderung-nach-dem-schwedischen-modell/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/09/04/strategien-gegen-ausbeutung-und-gewalt-warum-ein-sexkaufverbot-vor-allem-migrantischen-sexarbeiterinnen-schadet/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/09/04/strategien-gegen-ausbeutung-und-gewalt-warum-ein-sexkaufverbot-vor-allem-migrantischen-sexarbeiterinnen-schadet/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/09/04/strategien-gegen-ausbeutung-und-gewalt-warum-ein-sexkaufverbot-vor-allem-migrantischen-sexarbeiterinnen-schadet/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/09/11/stellungnahme-zu-sexkaufverbot-vorschlag-in-deutschland-freierbestrafung-gefaehrdet-die-sicherheit-von-tausenden-sexarbeiterinnen/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/09/11/stellungnahme-zu-sexkaufverbot-vorschlag-in-deutschland-freierbestrafung-gefaehrdet-die-sicherheit-von-tausenden-sexarbeiterinnen/
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Dass man den Abolitionisten auf diese Weise einen unerwartet breiten Resonanzraum 

beschert, kommt nicht von Ungefähr. Denn der BesD und sein Berliner Umfeld haben sich 

die herrschende Sicht der Prostitution zu eigen gemacht und gehen offenbar genau wie die 

Abolitionisten davon aus, dass „Gewalt“, „Ausbeutung“ und „Menschenhandel“ relevante 

Probleme des bundesdeutschen Prostitutionsgewerbes sind. Nicht mehr die Beschreibung 

der realen Ausgangssituation wird in Frage gestellt, sondern lediglich der Umgang damit ist 

strittig. So lautet der zentrale Kritikpunkt von Sonja Dolinsek am ‚Nordischen Modell‘:  

 

 „Es geht an einer Bekämpfung von Gewalt, Ausbeutung und Menschenhandel 

 vorbei.“28 

 

Gewalt, Ausbeutung und Menschenhandel erscheinen – entgegen der tatsächlichen 

Faktenlage29 – als die eigentlichen Probleme des Prostitutionsgewerbes, die man eben nur 

anders angehen müsse, als die Befürworter/innen des ‚Schwedischen Modells‘ es tun. Ist die 

Wahrnehmung der Prostitutionswirklichkeit erst einmal derart gleichgeschaltet, verkommt die 

Auseinandersetzung um den Abolitionismus schnell zu einem abstrakten Streit um 

vermeintlich edle Prinzipien, die gleichberechtigt miteinander konkurrieren und sich 

bestenfalls in der praktischen Umsetzung als mehr oder minder tauglich unterscheiden. So 

schreibt eine BesD-Sprecherin:  

 

 „In immer mehr Ländern setzt sich das sogenannte schwedische Modell durch, das 

 sich auf die Fahnen schreibt, die Kunden zu kriminalisieren - und nicht die 

 Sexarbeiterinnen selbst. Das ist ein schöner Gedanke (!?), führt aber in der Realität 

 meistens zu Problemen, die dann vor allem wir ausbaden müssen. Zum Beispiel, 

 dass wir eher um die Sicherheit der Kunden bemüht sind und uns weniger um unsere 

 eigenen Sicherheit kümmern können, wenn der Kunde Angst hat, erwischt zu 

 werden.“30 

 

Abolitionisten zu unterstellen, ihnen ginge es tatsächlich um „Lösungen“ für Probleme im 

Prostitutionsgewerbe, nur würden sie der Komplexität dieser „Probleme“ nicht gerecht31, ist 

eine an Selbstbetrug grenzende Verleugnung des rechtskonservativen und anti-

emanzipatorischen Charakters der abolitionistischen Prostitutionsbekämpfer, die der Sache 

der Sexarbeiter/innen nicht nützt, sondern schadet.  

 

Die ständige Rede von „Ausbeutung“, „Gewalt“ und „Menschenhandel“, die dem BesD und 

seinem Berliner Umkreis so leicht von den Lippen geht, lenkt im Übrigen ab von der 

strukturellen Gewalt, die der Staat mittels Prostituiertenschutzgesetz tagtäglich gegenüber 

Sexarbeiter/innen ausübt. Wem nützt das? 

 

(2) Verzicht auf eine grundlegende Kritik am Abolitionismus durch den BesD 

 

Ein auffälliger Charakterzug der BesD-Stellungnahmen zum ‚Sexkaufverbot‘ ist, sich nur auf 

die – zweifellos negativen – Konsequenzen des ‚Schwedischen Modells‘ zu fokussieren. 

                                                           
28 zit. nach: https://www.deutschlandfunk.de/leni-breymaier-vs-sonja-dolinsek-brauchen-wir-

ein.2927.de.html?dram:article_id=456013  
29 vgl. Doña Carmen (Hrsg.), Entrechtung durch Schutz, 2019, S. 580 ff 
30 Charlie Hansen, BesD-Sprecherin, Interview mit dem rbb vom 15.08.2019 aus Anlass des Berliner 
Hurenkongresses, siehe: https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2019/08/interview-charlie-hansen-
hurenkongress-berlin-prostitution.html 
31 „Die Rhetorik von Prostitutionsgegner*innen gaukelt einfache Lösungen für hochkomplexe Probleme vor.“ 
(Johanna Weber, BesD-Vorstandsmitglied in der Stellungnahme vom 23.06.2019 

https://www.deutschlandfunk.de/leni-breymaier-vs-sonja-dolinsek-brauchen-wir-ein.2927.de.html?dram:article_id=456013
https://www.deutschlandfunk.de/leni-breymaier-vs-sonja-dolinsek-brauchen-wir-ein.2927.de.html?dram:article_id=456013
https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2019/08/interview-charlie-hansen-hurenkongress-berlin-prostitution.html
https://www.rbb24.de/panorama/beitrag/2019/08/interview-charlie-hansen-hurenkongress-berlin-prostitution.html
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Kritik an grundlegenden Prämissen abolitionistischer Haltungen gegenüber Prostitution 

dagegen sucht man beim BesD vergeblich. Wo bleibt die Kritik an abolitionistischen 

Denkansätzen, die dem „Schwedischen Modell“ zugrunde liegen: Werden Frauen in der 

Prostitution zur käuflichen Ware degradiert? Beinhaltet Prostitution die Verfügungsgewalt 

von Männern über den weiblichen Körper? Werden Sexarbeiter/innen durch Prostitution zum 

Objekt? Ist der Verkauf sexueller Dienstleistungen ein patriarchales 

Unterwerfungsverhältnis? Verkörpert Prostitution ein Gewaltverhältnis gegenüber Frauen? 

Sind Prostitutionskunden Täter? Behindert Prostitution die Gleichstellung von Frauen?     

 

All diese Fragen klammert der BesD aus und bezieht zum ‚Sexkaufverbot‘ allein unter dem 

eingeschränkten Aspekt seiner praktischen Folgewirkungen Stellung. Diese wiederum 

kreisen ausschließlich um den Punkt, dass es entgegen den Behauptungen der 

Befürworter/innen des ‚Schwedischen Modells‘ „keine Belege für eine verbesserte 

Strafverfolgung von Menschenhandel“ gäbe:  

 

 „Es gibt keine Belege für eine verbesserte Strafverfolgung von Menschenhandel und 

 Gewalt innerhalb und außerhalb der Sexarbeitsbranche durch das Nordische Modell. 

 Studien, Evaluationen und Community Reports zeigen vielmehr, dass Verbote und 

 Sondergesetze speziell Sexarbeitende aus ohnehin marginalisierten Gruppen in die 

 Illegalität drängen.“32 

 

Das ‚Schwedische Modell‘ „pervertiert jeglichen Schutzgedanken“, so heißt es weiter, indem 

es die Sicherheit von Tausenden Sexarbeiter/innen gefährdet und im Endeffekt den 

„Nährboden für Kriminalität und Ausbeutung“ im Prostitutionsgewerbe bildet. 

 

Damit bedient der BesD den klassischen Kriminalitäts-Diskurs im Hinblick auf Prostitution – 

nur mit umgekehrtem Vorzeichen. Während gemeinhin nur Abolitionisten und Konservative 

vor angeblich überbordender Ausbeutung, sexueller Gewalt, Kriminalität und so genanntem 

‚Menschenhandel‘ im Prostitutionsgewerbe warnen, macht das jetzt zur Abwechslung mal 

eine Organisation von Sexarbeiter/innen. Die Hoffnung, man könne auf diese Weise den 

politischen Gegner mit seinen eigenen Waffen schlagen, ist reichlich naiv und zudem schräg. 

Denn jede/r weiß, dass es beim ‚Schwedischen Modell‘ gar nicht um Sicherheit oder Schutz 

von Sexarbeiter/innen vor ‚Menschenhandel‘, sondern tatsächlich um nichts Geringeres als 

die Abschaffung der Prostitution geht.  

 

Auch die Aussage von BesD-Vorstandsmitglied Johanna Weber: „Die Freierbestrafung führt 

dazu, dass wir wesentlich weniger Kunden haben und somit wesentlich weniger verdienen“ 

wird sicherlich keinen Befürworter des Sexkaufverbots zu Tränen rühren. Derartige 

Statements sind nicht nur belanglos, sondern gehen in eine ganz falsche Richtung: Denn 

beim ‚Schwedischen Modell‘ geht es ausnahmsweise mal nicht ums Geld, sondern um 

elementare Grundrechte von Sexarbeiter/innen, die zur Disposition gestellt werden. 

 

Die vom BesD kolportierte Annahme, es ginge dem ‚Schwedischen Modell‘ um eine 

„verbesserte Strafverfolgung von Menschenhandel und Gewalt“ verbleibt auf der Ebene der 

Rhetorik der Abolitionisten, nimmt diese beim Wort und damit für bare Münze und 

verharmlost so den Abolitionismus. Durch unkritisches Aufgreifen der abolitionistischen 

Terminologie von „Menschenhandel“ und „Gewalt“ in der Prostitution macht man sich – ob 

                                                           
32 vgl. https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/06/23/stellungnahme-zur-spd-forderung-nach-
dem-schwedischen-modell/; 

https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/06/23/stellungnahme-zur-spd-forderung-nach-dem-schwedischen-modell/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/06/23/stellungnahme-zur-spd-forderung-nach-dem-schwedischen-modell/
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gewollt oder ungewollt – zum Spiegelbild und Sprachrohr derer, die den Sexarbeiter/innen 

ans Leder wollen.33 Hat man ihren Positionen sonst nichts entgegenzusetzen? 

 

(3) BesD als Deutschland-Filiale von TAMPEP: Unterordnung des Kampfs um 

Sexarbeitsrechte unter die Bekämpfung des so genannten „Menschenhandels“ 

 

Als Alternative zum Sexkaufverbot und „effektivstes Mittel gegen Ausbeutung und 

Menschenhandel“ propagiert der BesD die „Entkriminalisierung von Sexarbeit“. Seit wann 

aber erfolgt der Kampf um die Rechte von Sexarbeiter/innen zum Zwecke des Kampfes 

gegen „Ausbeutung und Menschenhandel“? 

 

Durch ständigen Verweis und Bezug auf „Ausbeutung“, „Gewalt“ und „Menschenhandel“ im 

Kontext von Prostitution wird die abolitionistische Sicht auf Prostitution nicht nur kritiklos 

reproduziert und nachgeplappert, sondern zu allem Überfluss wird der Kampf um 

Sexarbeiter-Rechte der „Bekämpfung des Menschenhandels“ auch noch untergeordnet.  

 

Der BesD war einmal angetreten, um „Prostitution“ und „Menschenhandel“ voneinander zu 

trennen, weil der Menschenhandels-Diskurs erfahrungsgemäß stets gegen Sexarbeiter/innen 

instrumentalisiert und missbraucht wurde. Davon ist jetzt nicht mehr viel übriggeblieben. Im 

Gegenteil: Ohne Not werden die unterschiedlichen Themen vom BesD nun ständig 

vermischt, sollen Sexarbeiter/innen angeblich nur deshalb für ihre Rechte eintreten, damit 

der Staat den sogenannten „Menschenhandel“ besser bekämpfen kann. 

 

Diese hochproblematische Engführung des Kampfes um Sexarbeiterrechte hat der BesD 

vom europäischen Netzwerk TAMPEP abgekupfert, als dessen Deutschland-Filiale er seit 

Neuestem agiert.34  

 

Kennen die Mitglieder des BesD eigentlich die politischen Positionen von TAMPEP? 

Das ist zu bezweifeln. Daher seien die wesentlichen Positionen hier in aller Kürze benannt: 

 

(1) GEGEN die FEMINISIERUNG der MIGRATION: TAMPEP wirft der europäischen 

Migrationspolitik Versagen vor, weil sie „den Zustrom und die Präsenz migrantischer 

Frauen“ nicht habe reduzieren können.35 

 

(2) PROSTITUTIONMIGRATION als eine Form von ZWANGSPROSTITUTION: 

Prostitutionsmigrantinnen seien durch widrige Umstände in die Prostitution 

                                                           
33 So schreibt der Sexarbeiter Dennis auf der Website des BesD: „Ja, es gibt viele Sexarbeitende, die lieber einen 

anderen Job hätten. Ja, es gibt in der Sexarbeit Ausbeutung, Ja, das ist ein riesiges Problem.“ Zit. nach: „Unser 

Leben – unsere Entscheidung! Sexarbeitsverbot und das Patriarchat“, 18.06.2019, https://berufsverband-

sexarbeit.de/index.php/2019/06/18/sexarbeitsverbot-und-das-patriarchat/. „In der Sexarbeit ist Ausbeutung 

ein riesiges Problem“: So etwas zu schreiben ohne begriffliche Präzisierung, ohne Größendimensionen zu 

benennen, ohne zu belegen, auf welche nachvollziehbaren Quellen man sich bezieht, einfach nur losplappern – 

das ist ein Stil, wie man ihn bisher nur von abolitionistischen Webseiten gewohnt war. 
34 TAMPEP wird vom BesD als „ein von Sexarbeiter*innen geleitetes Netzwerk” bezeichnet. Diese Behauptung 
ist in etwa so wahr wie die Aussage, die SPD sei eine Partei der revolutionären Arbeiterklasse.  
35 Die gegenwärtige EU-Migrationspolitik in Bezug auf migrantische Frauen “failed to reduce either their influx, 
or their presence.” (TAMPEP-Positionspapier, Februar 2019, S. 1, vgl. https://tampep.eu/wp-
content/uploads/2019/02/TAMPEP-Position-paper-CEDAW-2019.pdf) 

https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/06/18/sexarbeitsverbot-und-das-patriarchat/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/06/18/sexarbeitsverbot-und-das-patriarchat/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/06/18/sexarbeitsverbot-und-das-patriarchat/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/06/18/sexarbeitsverbot-und-das-patriarchat/
https://tampep.eu/wp-content/uploads/2019/02/TAMPEP-Position-paper-CEDAW-2019.pdf
https://tampep.eu/wp-content/uploads/2019/02/TAMPEP-Position-paper-CEDAW-2019.pdf
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gezwungen worden. Sie seien damit ein „Potenzial für Ausbeutung“ und zeichnen 

sich gegenüber anderen Sexarbeiter/innen durch eine „höhere Verletzlichkeit“ aus.36 

 

(3) DEFIZIT-PERSPEKTIVE: MIGRANTISCHE SEXARBEIT als eine von MÄNGELN und 

ZWÄNGEN geprägte NOTLÖSUNG: Sexarbeit sei für viele Migrantinnen eine 

„praktische Lösung“, ergriffen einzig und allein aufgrund von Sprachbarrieren, Mangel 

an Berufsbildung oder fehlenden Aufenthaltsgenehmigungen;37 

 

(4) ORGANISIERTE KRIMINALITÄT prägt PROSTITUTIONSMIGRATION: Migrantische 

Sexarbeit sei gekennzeichnet von der Präsenz krimineller Organisationen, die 

versuchen, diese Industrie unter ihre Kontrolle zu bringen.38 

 

(5) KLASSISCHER gegen Prostitutionsmigration gerichteter MENSCHENHANDELS-

DISKURS: TAMPEP spricht – entgegen aller zu Tage liegenden Fakten – von einer 

„Zunahme“ des Menschenhandels zum Zwecke sexueller Ausbeutung. Frauenhandel 

sei ein „endemisches“ Phänomen in der internationalen Migration. D.h. er grassiert.39 

 

(6) NACHFRAGE und MENSCHENHANDEL: Die Nachfrage nach billiger, gering 

qualifizierter und leicht verfügbarer Arbeit sei es, die in Verbindung mit restriktiver 

Einwanderungspolitik Menschenhandel und Zwangsarbeit befeuere.40     

 

Im Unterschied zur Politik des ‚Schwedischen Modells‘, die man zurecht als Form einer 

restriktiven Anti-Migrationspolitik kritisiert, plädiert TAMPEP vor diesem Hintergrund für eine 

Strategie der Entkriminalisierung von Sexarbeit. Statt der bisherigen Instrumentalisierung 

des Menschenhandels gegen Prostitution geht es nun um die scheinbar umgekehrte 

Instrumentalisierung von Sexarbeiterinnen zum Zwecke einer besseren Bekämpfung von 

Menschenhandel. TAMPEP schlägt vor,  

 

 „to use decriminalization of sex work as a strategy to tackle trafficking and provide 

 labour rights and protections to those selling sex in Europe.”41 

 

Der Deal lautet: Schutz durch Entkriminalisierung und im Gegenzug eine Kooperation von 

Sexarbeiter/innen mit Behörden und Beratungsstellen, um dadurch noch mehr Opfer von 

‚Menschenhandel‘ ausfindig und Menschenhändler dingfest zu machen. 

 

Es handelt sich hierbei allerdings um einen faulen Deal mit mehreren Unbekannten: Man 

kann ihn nur ernst nehmen, wenn man ‚Menschenhandel‘ tatsächlich für ein relevantes 

Phänomen im Kontext von Prostitutionsmigration hält. Die Beweise dafür fehlen, was jeder 

                                                           
36 “Many laws force people selling sex to work on their own, which makes them more vulnerable to violence…” 
„Migrant sexworkers are forced into living and working in extremely disadvantaged circumstances and face 
even greater isolation, vulnerability and social exclusion than other sexworkers.“ (TAMPEP 2019, S. 2) 
37 Viele migrantische Frauen arbeiten in der Sexarbeit “due to the language barrier, lack of professional training 
or work permits, sex work remains a practical solution to provide for themselves and their families.”(TAMPEP, 
2019, S. 1)  
38 TAMPEP spricht von „the presence of criminal organizations that attempt to control the industry.“ (TAMPEP, 
2019, S. 2) 
39 „The expansion of trafficking for the purposes of sexual exploitation“ sei im Wesentlichen auf soziale 
Exklusion zurückzuführen. „However, trafficking in women is endemic within international migration.“ 
(TAMPEP 2019, S. 3) 
40 TAMPEP meint, „that trafficking and forced labour are fuelled by the demand for cheap, low-skilled and 
easily disposable labour, combined with increasingly restrictive immigration policies…” (TAMPEP,2019, S. 3) 
41 TAMPEP 2019, S. 3 
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Kenner der Materie und selbst TAMPEP einräumen muss.42 Die klare Erwartungshaltung ist 

darüber hinaus, dass Sexarbeiter/innen sich als Denunziantinnen in Bezug auf Kolleginnen 

betätigen.43 Angesichts der Tatsache, dass „Menschenhandel“ in Deutschland gemäß § 232 

Abs. 1. StGB auch freiwillige Prostitution umfasst und Frauen zwischen 18 und 21 Jahren 

systematisch den Einstieg in die Prostitution erschwert bis verunmöglicht, stellt sich die 

Frage, warum Sexarbeiter/innen hier gegen Ihre Kolleginnen aussagen sollen? Dass der 

BesD damit offenbar kein Problem mehr hat, zeigt, wie weit es mit dieser Organisation 

bereits gekommen ist. 

 

Im Übrigen stellt sich die Frage, was TAMPEP eigentlich unter dem bewusst im Vagen 

gehaltenen Begriff der „Entkriminalisierung von Sexarbeit“ versteht. Der Knackpunkt dabei ist 

Abschaffung strafrechtlicher Repressionen nicht nur gegenüber Sexarbeiter/innen, sondern 

auch gegenüber Dritten, die eine prostitutive Infrastruktur zur Verfügung stellen. 

 

Genau hier beginnt der Eiertanz von Organisationen, die mit europäischen Geldern 

gesponsert werden. So schreibt TAMPEP in der üblichen diplomatischen Wischi-Waschi-

Sprache: 

 

 „Die Forderung nach Entkriminalisierung beinhaltet auch die Aufhebung 

 strafrechtlicher Maßnahmen, die in der Sexarbeit involvierte Drittparteien betreffen; 

 bedeutet aber gleichzeitig die Möglichkeit, sicherzustellen, dass Sexarbeiter_innen 

 unabhängig und / oder in Kooperativen arbeiten können. Selbstbestimmung und 

 Autonomie gehören maßgeblich zum Verständnis des Entkriminalisierungsmodells.“44      

 

Selbstbestimmung und Autonomie werden heute vielfach als Kampfbegriffe in Stellung 

gebracht, um Sexarbeiter/innen beispielsweise die Tätigkeit im Rahmen abhängiger 

Beschäftigungsverhältnisse zu verwehren oder aber diese komplett einzuschränken. 

Zudem zeigt sich bei TAMPEP stets die Tendenz, die Entkriminalisierung von Sexarbeit zu 

beschränken auf das  

 

 „Schaffen einer sicheren und unterstützenden Umgebung für Sexarbeiter, um darin 

 zu arbeiten, sich selbst zu organisieren und gute Arbeitsbedingungen fordern zu 

 können.“45 

 

Rechte schrumpfen zusammen auf Schutz und Standards für bessere Arbeitsbedingungen. 

Die Aufhebung diskriminierender Strafrechtsbestimmungen fällt dann meist hinten runter. 

 

                                                           
42 „Gleichzeitig werden Menschenhandelsopfer selten gefunden – und wenn sie gefunden werden, werden 
ihre Bedürfnisse kaum adäquat gehandhabt.“ (TAMPEP,  Zur Situation von inländischen und migrantischen 
Sexarbeiter/innen in Europa, Juli 2015, S. 3, vgl.: https://tampep.eu/wp-content/uploads/2017/11/TAMPEP-
paper-GER.de_.pdf) 
43 „Außerdem ist TAMPEP davon überzeugt, dass Sexarbeiter/innen gute Verbündete im Kampf gegen 
Menschenhandel sein können, da sie auf tatsächliche Opfer hinweisen könnten…“ (TAMPEP, 2015, S. 8)  
44 TAMPEP 2015, S. 2; zugleich zitiert TAMPEP einen Bericht der UNAIDS Adviserry Group on HIV and Sex 

Work aus dem Jahre 2011, in dem es heißt: „Staaten müssen sich davon abwenden, Sexarbeit oder damit im 

Zusammenhang stehende Aktivitäten zu kriminalisieren. Die Entkriminalisierung von Sexarbeit muss die 

Abschaffung jener Straftatbestände beinhalten, die den Kauf und Verkauf sexueller Dienstleistungen, das 

Betreiben von Bordellen,, das Management von Sexarbeiter_innen und andere Aktivitäten, die im 

Zusammenhang mit Sexarbeit stehen, betreffen.“ (TAMPEP 2015, S. 7) Unklar bleibt hier, wer die Bordelle 

betreiben kann.   
45 TAMPEP,2019, S. 3 

https://tampep.eu/wp-content/uploads/2017/11/TAMPEP-paper-GER.de_.pdf
https://tampep.eu/wp-content/uploads/2017/11/TAMPEP-paper-GER.de_.pdf
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Die Position des BesD, wonach nicht das ‚Sexkaufverbot‘, sondern stattdessen eine 

„Entkriminalisierung der Sexarbeit“ der Schlüssel und die entscheidende „Strategie zur 

Bekämpfung des Menschenhandels“ sei, ist ausgesprochen fraglich. Nicht nur deshalb, weil 

Debatten um ‚Menschenhandel‘ schon immer obskur waren und Sexarbeiter/innen 

geschadet haben, oder weil viele Implikationen der Entkriminalisierung dabei zu sehr im 

Vagen bleiben.  

 

Diese Strategie ist vor allem deshalb fraglich, weil die Logik der Instrumentalisierung von 

Sexarbeit für die Bekämpfung von ‚Menschenhandel‘ im Umkehrschluss bedeutet: Gibt es 

keinen (aufgedeckten) ‚Menschenhandel‘, so entfällt auch der Grund, Prostitution zu 

entkriminalisieren und Sexarbeiter/innen Rechte einzuräumen. Dann bliebe alles beim Alten. 

 

Es gibt mithin gute Gründe, der vom BesD ausgegebenen „Strategie“ gehörig zu misstrauen. 

Sie könnte sich schneller als Mogelpackung erweisen, als manchem lieb ist. Im Übrigen gilt: 

Rechte für Sexarbeiter/innen verstehen sich schon deshalb von selbst, weil es sich bei 

Prostitution um einen rechtlich anerkannten Beruf handelt. Sexarbeiter/innen stehen 

aufgrund dessen alle Grundrechte zu. Es bedarf keiner Beteiligung an einer „Bekämpfung 

von Menschenhandel“, um sich aufgrund dessen als würdig zu erweisen, Rechte zu 

erwerben. Aber es bedarf natürlich des Kampfes um seine eigenen Rechte. Auf dem 

Silbertablett werden sie Sexarbeiter/innen nicht serviert. 

 

(4) Arrangement mit strafrechtlicher Reglementierung von Prostitution? 

 

Bislang war es Konsens in der Bewegung für die Rechte von Sexarbeiter/innen zu fordern, 

dass die hierzulande bestehende strafrechtliche Reglementierung von Prostitution als Kern 

der rechtlichen Diskriminierung von Sexarbeit abzuschaffen sei. Es gibt keine andere 

Berufsgruppe, die so ausdrücklich und in diskriminierender Absicht über das Strafrecht 

reglementiert wird wie die Berufsgruppe der Prostituierten.  

 

Es gibt keine Veranlassung, diese kritische Position in Frage zu stellen. Doch offensichtlich 

nutzt der BesD aus Angst vor der Einführung eines Sexkaufverbots die Situation, um sich 

von diesem Konsens zu verabschieden. So heißt es in der ersten Stellungnahme zum 

Sexkaufverbot vom 23.06.2019: 

 

 „Der BesD spricht sich für eine rechtliche Gleichstellung der Sexarbeit mit anderen 

 Berufen und in diesem Zuge die Anwendung der bereits für andere Branchen 

 geltenden Strafgesetze aus – Menschenhandel und (sexuelle) Ausbeutung sind in 

 Deutschland bereits strafbar.“46 

 

Der BesD versucht sich in der Besänftigung des Staates: Bloß kein Sexkaufverbot! Zu 

diesem Zwecke leistet er sich einen Spagat: Rechtliche Gleichstellung von Sexarbeit 

einerseits, Verweis auf bereits bestehende Strafbarkeit im Falle von ‚Menschenhandel‘ und 

(sexueller) Ausbeutung andererseits. Aber welche StGB-Paragrafen hier genau gemeint sind 

– § 180 StGB (Ausbeutung von Prostituierten), § 232 StGB (Menschenhandel zum Zwecke 

sexueller Ausbeutung)? –, das bleibt im Vagen. 

 

Anders hingegen in der BesD-„Stellungnahme zum Sexkaufverbot-Vorschlag in 

Deutschland“ vom 11.09.2019. Um zu verdeutlichen, dass Deutschland im Hinblick auf den 

                                                           
46 https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/06/23/stellungnahme-zur-spd-forderung-nach-dem-
schwedischen-modell/ 

https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/06/23/stellungnahme-zur-spd-forderung-nach-dem-schwedischen-modell/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/06/23/stellungnahme-zur-spd-forderung-nach-dem-schwedischen-modell/
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Schutz vor ‚Menschenhandel‘ und Ausbeutung keinen rechtlichen Regelungsbedarf hat und 

sich ein Sexkaufverbot hierzulande deshalb erübrige, heißt es lapidar: 

 

 „Das Verbot von Menschenhandel, (sexueller) Ausbeutung und Zwangsprostitution ist 

 in Deutschland bereits seit Jahren im Strafgesetzbuch verankert und Verstöße 

 werden strafrechtlich verfolgt.“47 

 

Na, dann ist ja alles in Butter. Da wir hierzulande diese Gesetze und Strafbestimmungen 

haben, brauchen wir das ‚Schwedische Modell‘ nicht mehr. Offenbar ist man im BesD 

überzeugt, dass dies ein starkes Argument gegen das ineffektive ‚Schwedische Modell‘ ist. 

Der Verweis auf die hiesigen Strafrechtsparagrafen im Sinne ihrer Akzeptanz scheint 

offenbar eine vertretbare Rückzugsposition gegenüber der vermeintlich drohenden 

Einführung des ‚Sexkaufverbots‘. Der Hinweis auf die Forderung einer rechtlichen 

Gleichstellung mit anderen Berufen fehlt hier diesmal ebenso wie eine irgendwie geartete 

kritische Haltung gegenüber der strafrechtlichen Reglementierung von Prostitution. 

 

Damit stellt sich die Frage, ob das die weichgespülte Auffassung einer „Entkriminalisierung 

von Sexarbeit“ ist, wie sie von BesD / TAMPEP vertreten wird. Eine Frage, die ja vielleicht 

mal die Mitglieder des BesD ihrem Vorstand stellen könnten. Denn auch die Positionierung 

des BesD zur Frage der strafrechtlichen Reglementierung der Prostitution auf seiner Website 

ist alles andere als eindeutig.48 

 

 

X.    Die beste Art, dem ‚Sexkaufverbot‘ entgegenzutreten:  

       Entschiedener Kampf gegen das Prostituiertenschutzgesetz! 
 

Die Einführung eines ‚Sexkaufverbots‘ in Deutschland ist in absehbarer Zeit 

unwahrscheinlich. Aber ist es deshalb ausgeschlossen? 

 

Wenn eine relativ niedrige Zahl von Sexarbeiter/innen – wie gezeigt – in anderen Staaten 

eine der Bedingungen für die Einführung eines Sexkaufverbots war, so dürfte klar sein, dass 

in der gegenwärtigen Situation allein der entschiedene Kampf gegen das repressive 

Prostituiertenschutzgesetz Sinn macht, um ein Sexkaufverbot zu verhindern. Denn es setzt 

auf Abschreckung und Auswanderung der Sexarbeit – mithin auf eine ständige Minimierung 

der Zahl der Prostituierten. Nur eine geringe Zahl von Prostituierten wäre ernstlich zu 

überwachen, um darüber ihrer Kunden habhaft zu werden. Genau die gegenteilige Situation 

macht dagegen der Polizei in Südkorea zu schaffen.49 

 

Man bedenke ferner: Der Einführung des ‚Sexkaufverbots‘ in Frankreich gingen 70 Jahre 

Bordellverbot voraus. Das Prostituiertenschutzgesetz mit seiner beabsichtigten massiven 

Einschränkung des Angebots an sexuellen Dienstleistungen setzt auf die flächendeckende 

Schließung von Rotlicht-Etablissements. Dies gilt es zu verhindern, will man nicht dazu 

                                                           
47 Vgl. https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/09/11/stellungnahme-zu-sexkaufverbot-vorschlag-
in-deutschland-freierbestrafung-gefaehrdet-die-sicherheit-von-tausenden-sexarbeiterinnen/ 
48 vgl. https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/wir-ueber-uns/14-4-aktualisierte-
positionen/entkriminalisierung/ 
49 „In Seouls noblem Geschäftsviertel Gangnam klagen Polizisten darüber, dass Kleinstteams von fünf Leuten 
bis in die Morgenstunden Bordelle im Akkord überprüfen müssten. Solange sie Freier und Prostituierte nicht 
auf frischer Tat ertappen, blieben ihnen die Hände gebunden.“ Vgl. https://taz.de/Debatte-um-Prostitution-in-
Suedkorea/!5216391/ 
 

https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/09/11/stellungnahme-zu-sexkaufverbot-vorschlag-in-deutschland-freierbestrafung-gefaehrdet-die-sicherheit-von-tausenden-sexarbeiterinnen/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2019/09/11/stellungnahme-zu-sexkaufverbot-vorschlag-in-deutschland-freierbestrafung-gefaehrdet-die-sicherheit-von-tausenden-sexarbeiterinnen/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/wir-ueber-uns/14-4-aktualisierte-positionen/entkriminalisierung/
https://berufsverband-sexarbeit.de/index.php/wir-ueber-uns/14-4-aktualisierte-positionen/entkriminalisierung/
https://taz.de/Debatte-um-Prostitution-in-Suedkorea/!5216391/
https://taz.de/Debatte-um-Prostitution-in-Suedkorea/!5216391/
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beitragen, dass sehenden Auges die Voraussetzungen für die Einführung eines 

Sexkaufverbots geschaffen werden. 

 

Ganz abstrakt betrachtet ist natürlich ein ‚Sexkaufverbot‘ als spezielle Form des Verbots von 

Prostitution gefährlicher als jede sonstige Form der Regulierung des Prostitutionsgewerbes. 

Aber es grundsätzlich falsch, die Dinge abstrakt zu betrachten. Entscheidend ist immer die 

konkrete Analyse der konkreten Situation. Und die ergibt, dass ein ‚Sexkaufverbot‘ nach dem 

‚Schwedischen Modell‘ nach Lage der Dinge kein Modell für Deutschland ist.  

 

Ganz konkret haben wir es hier und jetzt mit den viel gravierenderen Folgen des 

Prostituiertenschutzgesetzes zu tun. Diese gilt es in den Mittelpunkt der öffentlichen 

Debatten zu rücken. Und das heißt: Man muss nicht jedem Reporter, der einem ein Mikrofon 

unter die Nase hält, den Gefallen tun, sich zum ‚Sexkaufverbot‘ zu äußern. Wenn man sich 

Respekt verschaffen will, so nur dadurch, dass man dem Prostituiertenschutzgesetz so 

entschieden wie möglich und überall, wo es nur geht, entgegentritt. 

 

Wenn man das nur halbwegs überzeugend hinbekommt, dann kann man die abgestandenen 

Debatten um das ‚Schwedische Modell‘ getrost den Talkshows und dem Feuilleton 

überlassen. 

 

  

 

 

 

  




